Übersicht über 
die Arbeiten 
der Haager 
Friedenskonf... 



insbesondere .. 




Christian Meurer, 
Bayerische 




ÜBERSICHT 

Ober die 

ARBEITEN DER HAAGER FRIEDENSKONFERENZ 

INSBESONDERE 0 

DAS ABKOMMEN ZUR FRIEDLICHEN ERLEDIGUNG 
INTERNATIONALER STREITFÄLLE 

VOM 29. JULI 1899. 



FESTREDE 

zun 

FEIER DES DREIHUNDERT EINUNDZWANZIG JÄHRIGEN BESTEHENS 

DBR 

KÖNIGL. JULIUS-MAXIMILIANS UNIVERSITÄT WÜRZBURG 

GEHALTEN AM 11. MAI 190« 

VON 

DR CHRISTIAN M.EURER, 

U. Ü PKOrESSOB DfcR itfrim: 
Z. Z. REKTOR DKK UNIVERSITÄT. 




WÜRZBURG. 

DRUCK DER KGL. UNIVERSITATSDRUCKEREI VON Ii. STÜRTZ. 

1903 



Digitized by Google 



Harvard College Umc 7 . 
By Exohauge. 
Uniy.of W uer^burff. 
Eec.5 1903. 

Transferred 
Law School 



Alle Rechte vorbehält 



Hochansehnli che Versammlung! 

Zur Feier des 321. Stiftungsfestes unserer Universität 
heisse ich Sie herzlich willkommen. 

Nach akademischem brauch entninunt der Rektor das 
Thema des Festvortrags seiner Fachwissenschaft. Ich wähle 
das Völkerrecht, weil ich hier ein allgemeines und gleichheit- 
liches Interesse voraussetzen darf. 

Ich werde sprechen über die Haager Friedenskon- 
ferenz, insbesondere die friedliche Erledigung internationaler 
Streitfälle nach dem Abkommen vom 29. Juli 1899.') 

Die Hanger Friedenskonferenz v. .1. 1899 ist der jüngste 
Staaten-Kongress, welcher an der Fortbildung des Völkerrechts 
arbeitete und der schon deshalb allgemeines Interesse bean- 
sprucht. Keine internationale Konferenz hat bei ihrer Berufung 
eine so widerspruchsvolle Beurteilung erfahren als die Haager. 
Hie einen erwarteten von ihr, dass sie die Abrüstung und den 
Weltfrieden diktiere, die anderen verwiesen ihre Ziele in das 
Reich der Utopie. Der Verlauf der Konferenz hat beiden 
unrecht gegeben.*) 

i) Der französische und deutsehe Text ist im Keichagesetzblatt litOl Nr. 44 
S. 398 ff. veröffentlicht. 

-) Die folgende Darstellung stützt sich auf die vom holländischen Ministerium 
des Äussern besorgte Ausgabe der Protokolle der Friedenskonferenz : .Conference 
Internationale De La I'aix." lf>y». Kino erschöpfende quelletmittssige Darstellung 
der gesamten Verhaudluugen beabsichtige ich demnächst in einem besonderen Werke 
„Die Haager Friedenskonferenz" zu liefern. 

1* 
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Ich will zunächst eine Übersicht Uber die Arbeiten der 
Friedenskonferenz geben, um dann das Abkommen über die 
friedliche Erledigung internationaler Streitfälle eingehender zu 
behandeln. 



Erster Teil. 



Übersicht über die Arbeiten der Friedenskonferenz. 

Der russische Minister des Äussern Graf Murawieff 
führte am 12.24. August 1898 in einem Rundschreiben 
an die Vertreter der fremden Mächte in Petersburg folgen- 
des aus: 

In der gegenwärtigen Weltlage erscheine seinem kaiser- 
liehen Herrn die Aufrechterhaltung des allgemeinen Friedens 
und die möglichste Einschränkung der ausserordentlichen 
Kriegsrüstungen als Ideal internationaler Politik. Die russische 
Regierung halte die Zeit für gekommen, dass auf dem Weg 
internationaler Verhandlungen die wirksamsten Mittel ausfindig 
gemacht würden , allen Völkern die Wohltat eines wahrhaften 
und dauernden Friedens zu sichern und vor allem der fort- 
schreitenden Entwickelung der Kriegsrüstungen ein Ende zu 
setzen. Es sei oberste Pflückt der Staaten, diese unaufhör- 
lichen Rüstungen zu beschränken und Mittel zu suchen, welche 
dem die ganze Welt bedrohenden Jammer begegnen. Der 
russische Kaiser schlage daher eine internationale Konferenz 
vor, welche sich mit diesem bedeutsamen Problem beschäftigen 
möge. Eine solche Konferenz bedeute den Sieg der grossen 
Schöpfung des allgemeinen Friedens über die Elemente der 
Unordnung und der Zwietracht. 

Ein weiteres Rundschreiben desGrafen Murawieff vom 
:>(). Dezember 18!»8 (11. Januar 18«J!I) stellte die wohlwollende 
Aufnahme dieses Vorschlages fest. Dabei wurde der be- 
geisterten Zustimmung gedacht, welche die Idee der allge- 
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meinen Fliedensstiftung bei allen Gescllscliaftsschiehtt'n der 
Erde gefunden habe. Der politische Himmel habe sich freilieh 
mittlerweilen bedenklich verändert, und verschiedene Mächte 
hätten ihre Rüstungen sogar gesteigert. Nichtsdestoweniger 
halte die russische Regierung an ihrer Idee fest und sie rege 
einen vorläufigen Meinungsaustausch über folgende zwei 
Punkte an: 

a) Es sollen alsbald die Mittel ausgearbeitet werden, durch 
welche dem fortwährenden Anwachsen der Kricgs- 
rüstungen für Landheer und Marine eine Grenze ge- 
setzt wird. 

b) Es sollen die Vorbereitungen für eine Verhandlung 
der Fragen getroffen werden, welche sich auf die 
Möglichkeit beziehen, den bewaffneten Streitigkeiten 
mit den friedlichen Mitteln zu begegnen, über welche 
die internationale Diplomatie verfügt. 

Erscheine den Mächten eine Konferenz auf dieser Grund- 
lage für angemessen, so habe man sich über das Arbeits- 
programm zu einigen. Und da stelle die russische Regierung 
für die Verhandlung folgende acht Aufgaben: 

1. Stillstand der K ri egsrü stungen für Landheer 
und Marine, um den Effckti v best and zu be- 
schränken und demgemäss das Budget zu er- 
leichtern. 

2. Verbot neuer Feuerwaffen, neuer Spreng- 
stoffe und brisanterer Pulver. 

3. Beschränkung der bisherigen Sprengstoffe 
im Landkrieg mit dem Verbot, Geschosse und 
Sprengstoffe aus Luftschiffen zu werfen. 

4. Verbot der Unterseeboote, der Tauchboote 
und der anderen Zerstörungsmaschinen sowie 
der Kriegsschiffe mit Rani m vorr i ch tun gen. 

5. Anpassung der Genfer Konvention von 18(54 
auf den Seekrieg nach Massgabe der Zusatz- 
artikel v o n 1 868. 
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6. Neutralisation der Rettungsboote im Seekrieg. 

7. Revision der Brüsseler Landkriegsdeklaration 
von 1874. 

8. Annahme der guten Dienste, der Vermittelung 
und der fakultativen Schiedssprechung als 
k r i e g v o r h e u g e n d e Nüttel. 

Diesem Programm stimmten sämtliche Mächte zu, uud 
auf den Vorschlag von Russland wurde Haag als Konferenz- 
ort gewählt. 

Auf der Ii a a g e r F r i e d e n s k o u f e r e n z waren 26 Staaten 
vertreten: Deutschland, Österreich-Ungarn , Belgien, China, 
Dänemark, Spanien, die Vereinigten Staaten von Amerika, 
Mexiko, Krankreich, England, Griechenland, Italien, .Japan, 
Luxemburg, Montenegro, Holland, Persien, Portugal, Rumänien, 
Russland, Serbien, Siam, Schweden und Norwegen, die Schweiz, 
die Tärkci und Bulgarien. Alle Staaten hatten mehrere Be- 
vollmächtigte entsandt: Diplomaten, Militärs und Juristen. Im 
ganzen waren es über Hundert. 

Die erste Plenarsitzung wurde am 18. Mai 1800 durch 
den holländischen Minister des Äussern von Beaufort eröffnet 
und auf seinen Vorschlag v. St aal, der russische erste Ver- 
treter, zum Präsidenten gewählt. 

Es wurden 10 Plenarsitzungen abgehalten. Iiier fanden 
die Schlussabstimmungen statt. 

Auf den Vorschlag des Präsidenten wurden drei Koni- 
missionen gebildet, in welchen der Schwerpunkt der Arbeit lag. 

I. Die erste Kominission, unter dem Vorsitz des belg. 
ersten Vertreters Beernaert, war zuständig flir die Art. 1—4 
des russischen Rundschreibens, also für die Beschränkung 
der Kriegsrüstungen und K ri eg s in i t te 1 Die Rüstuugs- 
frage, die ..question capitata" behielt sich das Plenum der 
Kommission vor; im übrigen wurde eine militärische und 
eine Marine-l : nterkonnnission gebildet. Denn das Verbot 
neuer Kriegsmittcl und die Beschränkung der bisherigen 
Sprengstoffe trifft den Land- und den Seekrieg in besonderer 
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Weise. Schliesslich inusste auch die Rüstungsfrage an «He 
Lnterkommissionen zur getrennten Würdigung hintihergegehen 
werden. 

Die militärische Unterkommission hielt 6, die Marinc- 
Untcrkommission 7 und die Kommission seihst 8 Sitzungen ah. 

Der ersten Kommission war nach den Worten ihres Vor- 
sitzenden die „heiligste 44 Autgabe zugefallen. Aber sie hat 
den verhältnismässig geringsten Erfolg aufzuweisen. 

1. Aus dem in Ziffer 1 des Hundschreibens angeregten 
Stillstand der Rüstungen hatte die öffentliche Meinung in 
enthusiastischer l'bertreibung, welche bei einer vorsichtigeren 
Fassung des Rundschreibens vielleicht weniger Nahrung ge- 
funden hätte, längst eine Abrüstungsfrage gemacht; und man 
umschmeichelte oder verdächtigte die Konferenz mit der Be- 
zeichnung „Abrüstungskonferenz 41 . 

Ks handelte sich bei Ziffer 1 um eine nationalökonomisehe 
Frage, welche Russland durch folgenden Antrag der schritt- 
weisen Lösung zugeführt sehen wollte: die Effektivstärke der 
Truppen mit Ausnahme der Kolonialarmeen dürfe ebenso wie 

# 

das Militärbudget die nächsten fünf Jahre nicht erhöht werden. 
Für die Marine sollte diese Pause sogar nur drei .Jahre be- 
tragen. Also mau verlangte vorerst nur einen Stillstand der 
Kriegsrüstungen auf fünf resp. drei Jahre und hoff'te allerdings, 
wie v. Staal ausführte, dass sich die wohltuende Tendenz in 
der Abnahme militärischer Ausgaben dann behaupte und 
weiter entwickele. Dabei betonte der Präsident : es handele 
sich nicht um Utopieen und grillenhafte Massnahmen, nicht 
um Abrüstung oder Entwaffnung; man verlange nur eine 
Beschränkung, nur einen Aufenthalt in dem aufsteigenden 
Marsch der Rüstungen und Ausgaben, welche die Völker 
erdrücken. 

Der Antrag hatte aber trotz seiner anerkennenswerten 
nationalökonomischen Tendenz besonders in technischer Be- 
ziehung viele schwache Punkte, welche die freimütige Kritik 
der Militärs, vor allem des deutschen Bevollmächtigten, < >bcrsten 
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v. Seh war z Ii off, herausforderten. Schliesslich einigte man 
sich auf die von dem französischen ersten Vertreter Bourgeois 
vorgeschlagene Resolution, dass eine Beschränkung der 
zur Zeit die ganze Menschheit bedruckenden Militärlasten für 
die Förderung des materiellen und moralischen Wohles der 
Menschheit höchst wünschenswert sei. Weiter wurde ein- 
stimmig der Wunsch ausgesprochen, die Regierungen möchten 
die auf der Konferenz unerledigt gebliebene Rüstungsfrage zum 
Gegenstand eingehender Studien machen. 

2. Z. 2—4 beschäftigen sich mit dein Verbot resp. 
der Ki nschrünkung von Mitteln der K ri egs f ü hruug. 

Ziffer 2 mit dem Verbot neuer Kanonen- und Gewehr- 
konstruktionen sowie der Rulver mit grösserer Brisanz wurde 
aus technischen Gründen zur Zeit abgelehnt. Auf ein Verbot 
der in Zitier 4 genannten Schifte und Zerstörungsma.sehinen 
konnte man sich ebensowenig einigen. 

Aus der Beratung von Ziffer .'i aber gingen drei „Er- 
klärungen" hervor 1 ), welche bestimmt waren, den Geist der 
Petersburger Konvention vom 1868 zu verwirklichen und 
fortzubilden. Doch traten nicht alle Staaten bei; und 
die Erklärungen binden nur die vertragschlicssenden Mächte 
im Falle eines Krieges zwischen zwei oder mehreren von 
ihnen. Sie verlieren ihre Verbindlichkeit, wenn sich eine Nicht- 
vertragsmaeht einer solchen Kriegspartei anschliesst. Die 
Nichtsignatainiächte können diesen Erklärungen beitreten, 
und alle Mächte die letzteren kündigen. 

Die erste Erklärung hat folgenden Wortlaut: 

.Die vertragschliessenden Mächte sind darin iiber- 
„eingekomnicn, dass das Werfen von Geschossen 
.und Sprengstoffen aus Luftschiffen oder auf 
„anderen ähnlichen neuen Wegen für die Dauer von 
„fünf Jahren verboten ist." 

i) Veröffentlicht im französischen und deutschen Text im Rcichsgesetzhlntt 
1901, 8. 470, 474, 47S. Dieso drei Erklärungen sind vom 2'J. Juli datiert. 
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England hat diese Erklärung, welche übrigens vorerst 
nur auf fünf Jahre bindet, nicht unterzeichnet. 
Die zweite Erklärung lautet: 

^Die vertragschliessenden Mächte unterwerfen sich 
„gegenseitig dem Verbote, solche Geschosse zu ver- 
wenden, deren einziger Zweck ist, erstickende 
„oder giftige Gase zu verbreiten. - 
England und die Vereinigten Staaten von Amerika haben 
diese Erklärung nicht unterzeichnet. 

Die dritte Erklärung, welche sieh hauptsächlich gegen 
die Duni-Dum-Geschosse wendet, hat folgenden Wortlaut: 

„Die vertragschließenden Mächte unterwerfen sich 
„gegenseitig dein Verbote, Geschosse zu verwenden, 
„die sich leicht im menschlichen Körper aus- 
dehnen oder platt drücken, derart wie die (5c- 
r schösse mit hartem Mantel, der den Kern nicht ganz 
„umhüllt oder mit Einschnitten versehen ist u . 
England, die Vereinigten Staaten von Amerika und 
Portugal haben diese Erklärung nicht unterzeichnet. 

II. Die zweite Kommission unter dem Vorsitz des rus- 
sischen lievollmäehtigten M. v. Martens, der übrigens die 
Seele aller Verhandlungen war und sich wohl am meisten 
verdient machte, hatte die X. 5— 7 zu bearbeiten. 

Diese Kommission hielt vier Plenarsitzungen ab. Auch 
sie bildete Unterkommissionen: 

1. Die erste Unterkommission bearbeitete in fünf Sit- 
zungen Z. 5 und 6. Hier wurden hauptsächlich die Zusatz- 
artikel 6 — 15 nachgeprüft, welche die Genfer Konferenz von 
1868 entworfen hatte, um den Grundsatz der Genfer Kon- 
vention von 1801 über die Pflege der Kranken und Verwun- 
deten im Landkrieg dem Seekrieg anzupassen. Jetzt wurde 
ein wirkliches Abkommen erreicht 1 ), während 1808 die Rati- 
fikation ausgeblieben war. 

i j Abkommen betr. die Anwcuduog der Grundsätze dor Genfer Konvention 
vom 22. August JM4 auf den Seekrieg. Vom 29. Juli 1899. Französisch und 
deutsch im Rekhsgesetzblatt 1U01, S. 4Ü5 ff. 
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Dieses Abkommen haben alle Koiiferenzmächle , doch 
Deutschland, die Vereinigten Staaten, England und die Türkei 
unter Vorbehalt des Art. 10, unterzeichnet, L'ber die Bind- 
ung vgl. Art. 11. 

l'ber den Beitritt anderer Mächte handelt Art. 13, über 
die Kündigung des Abkommens Art. 14. 

Die zweite Unterkommission, welche Z. 7 zu erledigen 
hatte, revidierte in 12 Sitzungen die auf der Brüsseler Kon- 
ferenz von 1874 vereinbarten aber unratifiziert gebliebenen 
Grundsätze des Landkriegsrechts. 

Das Ergebnis dieser Beratungen haben wir in dem Ab- 
kommen betr. die Gesetze und Gebräuehe des Landkrieges 
vom 29. Juli 1899 *), welches indes von der Schweiz und 
China nicht unterzeichnet wurde. 

Die dem Abkommen in der Anlage beigegeben „Be- 
stimmungen betr. die Gesetze etc." binden nach Art. 2 des 
Abkommens die vertrajfschliessenden Mächte nur im Falle eines 
Krieges zwischen zwei oder mehreren von ihnen. 

l'ber den Beitritt der Nichtsignatarmächte und die Kün- 
digung vgl. Art. 4 und 5. 

Für die Fortbildung des Kriegsrechtes war durch die 
beiden Abkommen in Verbindung mit den früher erwähnten 
drei Erklärungen Beachtenswertes geschehen. Mit der von 
Anfang an in den Vordergrund gerückten Idee einer allge- 
meinen Friedensschöpfung haben sie freilieh nichts zu tun. 
Das war das besondere Arbeitsgebiet der dritten Kommission. 

III. Die dritte Kommission, unter dem Vorsitz des 
französischen ersten Vertreters M. Leon Bourgeois blieb 
wegen der Einheitlichkeit des Berat ungsstottes und der Auffas- 
sung ungeteilt, Hess aber durch ein besonderes Arbeitskomitee 
die Beschlüsse vorbereiten. Dieses Komitee hielt 18 und die 
Kommission 9 Sitzungen ab. 

Es handelte sieh hier um Z. 8 oder die Kodifizierung und den 

i) Französisch und deutsch im Reichsfj$?8etzblatt. 1!H)1, 8. 423 IT. Das Roplo- 
Dieut (die Bestimmungen) selbst 8. 4^6 ff. 
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besseren Ausbau dreier völkerrechtlicher Institutionen: der 
guten Dienste resp. der Vermittclung, der Untersuehungskom- 
missionen und der Schiedssprechung. 

Der belgische Bevollmächtigte De sc mups, welcher sich 
später als vortrefflicher Berichterstatter bewährte, hatte eine 
lehrreiche Übersieht der bisherigen Staatsverträge mit der 
Vcrinittelungs- und Sehicdsreehtsklausel ausgearbeitet und vor- 
gelegt, wodurch bewiesen war, eine wie grosse Rolle schon 
bisher in dem völkerrechtlichen Leben die Vermittclung und 
Schiedssprechung gespielt hat. Der zur Beratung gestellte 
Hauptentwurf' für alle drei Fragen war von Russlaud ausge- 
arbeitet worden. 

Flir die Vermittelungsfrage kamen noch zwei Abänderungs- 
anträge von Italien und den Vereinigten Staaten in Betracht. 
Die Schicdsrechtsfrage gewann alsbald in dein Kampf um den 
ständigen Schiedshof ihren Höhepunkt, und hierfür wurden dann 
drei besondere Entwürfe vorgelegt, je einer von England, 
Russland und den Vereinigten Staaten Amerikas. Das eng- 
lische Projekt von Sir. Julian Pauncefote wurde beschluss- 
mässig zur Grundlage der Verhandlungen gewählt. 

Das Gesamtergebnis der höchst interessanten Beratungen 
liegt vor in dem Abkommen zur friedlichen Erledi- 
gung internationaler Streitfälle vom 2l>. Juli 189'J 1 ), 
welches von den Vertretern aller Konferenzmächte unterzeichnet 
wurde. 

Über den späteren Beitritt anderer Mächte zu diesem 
Abkommen handelt Art. 59, 60, über die Kündigung Art. 61. 

Der Volksinstinkt hatte, wie der Präsident v. Staal in der 
zweiten Plenarsitzung rühmend betonte, für den Haager Kon- 
gress schon längst den Namen „Friedenskonferenz 44 aufge- 
bracht, der dann auch in der russischen Note explicative zum 
Art. 5 des Hauptentwurfs und in den amtlichen Protokollen 
übernommen ward. Der Name wurde, noch bevor mau sich 
gegen den von Rnssland vorgeschlagenen Stillstand der Kriegs- 

>) Franzöaich und deutsch im Reiehsgeaetxblutt 1901, S. 393 ff. 



Digitized by Google 



— 12 — 



rüstungen entschieden hatte, im Hinblick auf die geplante 
Neuordnung des Vermittelungs-, Untersuchung»- und Sehieds- 
wesens gerechtfertigt. Die dritte Kommission hatte, wie ihr 
Berichterstatter, der Belgier Descamps, in der zweiten 
Komiteesitzung hervorhob, die Aufgabe, die Garantien auf- 
zuspüren, mit welchen der Friedenslauf der Nationen bewacht 
und wiederhergestellt wird. 

In der Tat arbeitete die dritte Kommission unmittelbar 
an der Verbesserung der völkerrechtlichen Friedensordnung 
und hat hier anerkennenswerte Resultate erzielt. Da» wird 
klar werden, wenn ich nunmehr das Abkommen zur fried- 
lichen Erledigung internationaler Streitfälle erörtere. 

Vorbehalte zum Abkommen betr. die friedliche Er- 
ledigung internationaler Streittalle wurden gemacht von den 
Vereinigten Staaten Amerikas im Sinne der Monroe-Doktrin 
sowie von Rumänien zur Schiedssprechung und von Serbien 
zur Vermittelung 1 ). 

Auch die Türkei hatte in der Vermittelungs-, Untersuchungs- 
uud Schiedsreehtsfrage Vorbehalte zur Wahrung ihrer Frei- 
heit gemacht, die dann aber durch die Verweigerung der 
Ratifikation gegenstandslos wurden. 

Erwähnen muss ich noch, das» sämtliche Haager Ab- 
kommen und Erklärungen von den Staaten, deren Vertreter 
sie unterzeichnet haben'), auch ratifiziert worden sind. Ver- 
weigert w urde die Ratifikation nur von der Türkei und China 
für alle Haager Beschlüsse, und von den Vereinigten 
Staaten von Amerika sowie von Schweden-Norwegen für das 
Abkommen betr. die Gesetze und Gebräuche des Landkrieges 3 ). 

Die Konferenz hat schliesslich auch eine Anzahl Reso- 
lutionen gefasst, welche die Richtung der zukünftigen Re- 
formen bestimmen wollen, auf die hier aber nicht eingegangen 
werden soll. 

») Vgl. unten S. 16 f. u. 26 f. 
2) Vgl. darüber oben S 7 -9. 

■«) Vgl. die Bekaimtinncbuiif; de» K.icböknnzlera vom 10. .September 1901. 
(K.-G.B1. 1'JOI, S. 482). 
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Zweiter Teil. 

Das Abkommen zur friedlichen Erledigung inter- 
nationaler Streitfalle. 

Der Geist dieses Abkommens wird in der Einleitung des letz- 
teren dahin angegeben, es wolle zur Aufreehterhaltung des all- 
gemeinen Friedens mitwirken, insbesondere die friedliche Erle- 
digung internationaler Streitigkeiten begünstigen und in Aner- 
kennung der Solidarität, welche die Glieder der Gemeinschaft der 
zivilisierten Nationen verbindet, die Herrschaft des Rechts aus- 
breiten sowie das Geftihl der internationalen Gerechtigkeit 
stärken. Dieses Prinzip findet nun in dem einzigen Artikel 
des ersten Titels seinen Niederschlag: 

„Um in den Beziehungen zwischen den Staaten die An- 
rufung der Gewalt soweit als möglich zu verhüten, erklären 
sich die Signatarmachte einverstanden, alle ihre Bemühungen 
aufwenden zu wollen, um die friedliche Erledigung der inter- 
nationalen Streitigkeiten zu sichern." 

Auf Anregung des rumänischen ersten Vertreters Beldiman 
stellte der Berichterstatter Descamps unter Billigung des 
Präsidenten Bourgeois fest, dass dieser einleitende Artikel 
keine formelle Verpflichtung von Staat zu Staat enthält. Er 
bedeutet nur eine allgemeine Zusage, keine juristische Bindung. 

Das Abkommen behandelt in drei Titeln die guten Dienste 
und Vermittelung, die internationalen l'ntersuehungskommissio- 
nen und die internationale Schiedssprechung. 

I. 

Die guten Dienste und die Vermittelung 

spielen eine Rolle, wenn die diplomatischen Verhandlungen 
am toten Punkt angelangt sind. Die Wissenschaft unterschied 
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bis jetzt die guten Dienste und die Vermittelung: der Staat 
werde mit seinen guten Diensten auch bei nur einseitigem 
Anrufen tätig und versöhne möglicherweise in mir einseitigem 
Interesse, während der Vermitteler als ehrlicher Makler immer 
beiden Teilen zu ihrem Recht verhelfen wolle, daher not- 
wendig von beiden gewünscht und die eigentlich gestaltende 
Kraft, wenn auch nicht die entscheidende Macht sei. Die 
Begründung zum russischen Hauptentwurf Art. 5 erklärte aber 
diese Unterscheidung, auf welcher die Diplomatie niemals be- 
standen habe, für rein theoretisch; die rechtliche Natur sei 
gleich, und ein Unterschied ergebe sich bloss durch den höheren 
Nachdruck und den grösseren Erfolg der Vermittelung. Das 
Abkommen erwähnt zwar die beiden noch nebeneinander; 
doch übernimmt die Vermittelung die Führung, und ich kann 
es mir daher ersparen, neben der Vermittelung immer noch 
die guten Dienste besonders zu nennen. 

Die Vermittelung ist der völkerrechtlichen Praxis längst 
bekannt und war wie Descamps in seiner Übersicht eigens 
hervorhob, auch schon (legenstand kollektiver Vertragsschlies- 
sung. 

Nach dem Pariser Friedensschluss von 185(1 Art. 8 sollen 
für den Fall eines friedengefährdendeu Streites zwischen der 
TUrkei und einer der Vertragsmächte die anderen Signatar- 
inächte in die Lage gesetzt werden, dein Krieg durch ihre 
Vermittelung vorzubeugen. 

Und das 23. Protokoll des Pariser Kongresses von 185G 
sprach darüber hinausgehend den Wunsch aus, es möchten 
die Vertragsmächtc, in jedem Fall, bevor sie die WaHen ent- 
scheiden lassen, die guten Dienste einer befreundeten Macht 
anrufen, soweit es die Umstände erlauben. 

Auch in der (Jencralakte der Berliner Konferenz von 
1885 Art. 11 und 1 H'.M » Art. 55 erklärten sich die Vertrags- 
mächte unter allen Umständen bereit, bei Streitigkeiten der 
dort erwähnten Art gute Dienste zu leisten resp. anzunehmen. 
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Das Haager Abkommen knüpfte an diese besonderen Ab- 
machungen an und gab nur die allgemeine Form 1 ). 

1. Die Signatarmächte kamen überein, stets zur Vorbeu- 
gung des Krieges die V ermittel ttng anzurufen, soweit 
dies die Umstände gestatten"). 

Die letzterwähnte Umstands-Klausel , welche aus dem 
Pariser Protokoll herüber genommen ist s ), war viel umstritten. 
Während sie die einen gegenüber der Fassung der Kongo- 
akte für einen Rückschritt erklärten (Asser) und meinten, 
dass hiermit die Bedeutung des ganzen Artikels wieder auf- 
gehoben ((iraf Nigra) oder wenigstens die Regel durch die 
Ausnahme verdrängt werde (Deseamps), sahen der russische 
Bevollmächtigte v. Martens und der deutsche juristische Sach- 
verständige Dr. Zorn in der Klausel ein notwendiges Ventil 
für den Fall, dass man einmal von einer Vermittelunjj nichts 
wissen wolle, von Martens erklärte übrigens die ganze Streit- 
frage für unpraktisch ; mit oder ohne Klausel würden die Mächte 
eine Vermittelung doch nur anstreben, soweit es die Umstände 
erlaubten. Der österreichische Bevollmächtigte Lammascii 
hatte die von Deseamps angedeuteten Schwierigkeiten durch 
die Fassung überwinden wollen .wenn die ausnahmsweisen Um- 
stände dieses Mittel nicht augenscheinlich unmöglich machen." 
Die günstige Stimmung hierfür hielt aber nicht an, und in 
der zweiten Lesung entschied sich das Komitee auf den An- 
trag von Pauncefote wiederum für die russische Klausel, 
welche neben Martens insbesondere der deutsche Bevoll- 
mächtigte Dr. Zorn wiederholt verteidigt und als Zeichen 
staatlicher Freiheit begrüsst hatte. 

') Ich habe schon in meinen „Völkerrechtlichen Schiedsgerichten" S. 38 er- 
klärt: „Es wäre vielleicht gut, wenn eino völkerrechtliche Vereinbarung die Not- 
wendigkeit ausspreche, vor Ausbruch eines Krieges, wenn auch nicht gerade immer 
einen Schiedsspruch -- darin ging die Anregung des englischen Parlaments 1S49 und 
1873 sowie der Nordamerikanischen und Schweizer Regierung von 18S2 3 wohl zu 
weit — so doch die Vermittelung nachzusuchen." Ich inusste indes hinzufügen: 
„Wer den Krieg will, kümmert sich nicht um derartige fromme Empfehlungen." 

*) Art. 2. 

3) Vgl. oben S. 12. 
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2. Während Art. 2 das Anrufen der Vermittelung be- 
handelt und, wenn es die Umstände erlauben, dasselbe zur 
Pflicht macht, was freilich nach dem ganzen Zusammenhang 
nur eine moralische Pflicht sein kann, spricht der Art. 3 vom 
Anbieten der Vermittelung mit dem Beifügen, dass die 
Signatannäehte ein solches für nützlich halten. Damit ist der 
obligatorische Charakter der neutralen Initiative schlechthin 
und in jeder Form verneint, andererseits aber anerkannt, dass 
hiereine nützliche, dem Friedensinteresse dienende Einrichtung 
vorliegt. Auf den Autrag Italiens wurden sodann die Neu- 
tralen zu ihrer Friedenstat dadurch ermutigt, dass der Art. 3 
die Übung dieses Rechtes — auch während des Ganges der 
Feindseligkeiten — vor dem Vorwurf einer unfreundlichen 
Handlung schützt. Das war eine neue und wirksame Be- 
stimmung. 

Freilich kann auch die Ablehnung der Vermittelung nicht 
als unfreundliche Handlung angesehen werden. Das wurde 
in der Kommission ausdrücklich festgestellt, aber die vom ser- 
bischen Bevollmächtigten Dr. Vcljkoviteh angeregte Auf- 
nahme einer diesbezüglichen Klausel in das Abkommen, welches 
doch dem Frieden dienen will, für nicht wünschenswert erklärt. 
Eine derartige Klausel hätte, wie der holländische Bevoll- 
mächtigte Asser ausführte, fast wie eine invitation !i refuser 
geklungen. 

3. Die Aufgabe der Vermittelung, für welch letztere nach 
den Ausführungen von Descamps zum weiteren Schutz der Frei- 
heit in jedem Fall die Übereinstimmung der beiden Mächte er- 
forderlich ist'), besteht darin, die einander entgegengesetzten 
Ansprüche auszugleichen und Verstimmungen zu beheben, die 
zwischen den im Streit befindlichen Staaten entstanden sind*). 
Die Tätigkeit des Vermittclers hört auf, sobald durch eine Partei 
oder auch durch den Yermitteler festgestellt ist, dass der vom 
letzteren gemachte Versöhnungsvorschlag nicht angenommen 

>) Art. 0. 
-') Art. 4. 
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wird 1 ). Die Vermittelung ist übrigens niemals eine Entscheidung, 
sondern hat lediglich die Bedeutung eines Katcs ohne ver- 
bindliche Kraft*). Dabei kann sie, wie auf den Antrag Italiens 
ausdrücklich betont wurde 3 ), unbeschadet entgegenstehender 
Vereinbarung, weder die Mobilmachung noch andere den 
Krieg vorbereitende Massnahmen unterbrechen, verzögern oder 
hemmen. Die Vermittelung kann selbst nach Eröffnung der 
Feindseligkeiten noch erfolgen und entbehrt dann, wenn nicht 
eine Vereinbarung das Gegenteil vorsieht, nach demselben 
Prinzip auch des Einflusses auf die im Gang befindlichen 
militärischen Unternehmungen 4 ). 

Diese Bestimmung soll nach der Ausführung des Grafen 
Nigra die Vermittelung nur erleichtern. 

4. Der auf einen Antrag der Vereinigten Staaten zurück- 
gehende Art. 8 führte schliesslich noch das Institut der „be- 
sonderen Vermittelung" ein, die auf der Konferenz als 
r interessante Neuerung" bezeichnet wurde. Man beschränkte 
sich aber auf die Empfehlung derselben und auf die Um- 
stände, die dies gestatten. In jedem Fall sind ernste, den 
Frieden gefährdende Streitfragen vorausgesetzt. Die besondere 
Vermittelung setzt nach den Ausführungen des amerikanischen 
Bevollmächtigten Holls eine Situation voraus, in welcher man 
bei privaten Ehrenhändeln seine Sekundanten oder Zeugen 
schickt. Das bedeutet ein Ultimatum ohne feindlichen ( 'harakter, 
eine Form des diplomatischen Verkehrs, wo sonst die Beziehungen 
abgebrochen wären. .Jeder der im Streit befindlichen Staaten 
wählt eine Macht, die er mit der Aufgabe betraut, in unmittel- 
bare Verbindung mit der von der anderen Seite gewählten 
Macht zu treten, tun den Bruch der friedlichen Beziehungen 
zu verhüten. Während der Dauer dieses Auftrages, die, unbe- 
schadet anderweitiger Abrede, eine Frist von 30 Tagen nicht 

• ) Art. :,. 

«) Art. G. 

») Art. 7. Alm. 1. 

«) Art. 7, AI.*. 2. 

2 
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überschreiten darf, stellen die Staaten jedes unmittelbare Be- 
nehmen Uber den Streit ein, welcher als ausschliesslich den 
vermittelnden Mächten Ubertragen gilt. Diese sollen alle 
Bemühungen aufwenden, um die Streitfrage zu erledigen. 
Kommt es zum wirklichen Bruche der friedlichen Beziehungen 
so bleiben diese Mächte mit der gemeinsamen Aufgabe betraut, 
jede Gelegenheit zu benutzen, den Frieden wiederherzustellen 1 ). 

In diesem Zusammenhang, also in Beziehung auf die 
besondere Vermittelung Hess Holls das Wort „moralische 
Interventionspflicht- fallen. 

5. Was die Vorbehalte betrifft 2 ), so gaben 

a) die Vereinigten Staaten von Amerika im Sinne 
der Monroe-Doktrin folgende Erklärung ab, die ohne Gegen- 
bemerkung zu Protokoll genommen wurde: 

„Von dem Inhalte dieses Abkommens darf nichts derart 
ausgelegt werden, dass es die Vereinigten Staaten von 
Amerika verpflichtete, von ihrer Uberlieferten Politik abzu- 
weichen, auf Grund deren sie sich eines Eingreifens, einer 
Einmengung oder einer Einmischung in die politischen 
Fragen oder in die Politik oder in die innere Verwaltung 
irgend eines fremden Staates enthalten. Es ist gleicher- 
masseu selbstverständlich, dass in dem Abkommen nichts so 
ausgelegt werden darf, als wenn es itlr die Vereinigten 
Staaten von Amerika ein Aufgeben ihrer überlieferten 
Haltung in Ansehung der rein amerikanischen Fragen in 
sich schlösse'). 

b) die Vertreter von Serbien machten folgenden Vor- 
behalt: 

„Im Namen der kgl. serbischen Regierung haben wir 
die Ehre, zu erklären, dass unsere Annahme des Grund- 
satzes der guten Dienste und der Vennitttclung fiir die 

1) Art. 8. 

2) Vgl. oben S. 10. 

3) Der französische und deutsche Text ist abgedruckt im ReicliHResetzblatt 
1901, S. 483. 
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dritte» Staaten nicht eine Anerkennung des Rechtes in 
sich schliesst, diese Mittel anders zu gebrauchen, als mit 
der änssersten Zurückhaltung, welche die zarte Natur dieser 
Schritte erfordert. 

Wir werden die guten Dienste und die Verniittelung 
nur unter der Bedingung zulassen, dass ihre Bedeutung 
als rein freundschaftlicher Rat ihnen voll und ganz erhalten 
bleibt, und wir würden sie niemals in solchen Formen und 
unter solchen Umständen annehmen können, welche ihnen 
die Bedeutung einer Intervention aufzwingen könnten. ul ) 

0. Die Bedeutung der über die Yennittelung handelnden 
Bestimmungen des Haager Abkommens liegt zunächst darin, 
dass sich dasselbe für das Anrufen und Anbieten der Ver- 
niittelung einsetzt und letztere vor dem Vorwurf einer un- 
freundlichen Handlung schützt. Wenn das Anrufen und An- 
bieten der Vermittel ung auch nicht erzwingbar ist und mehr 
auf dem moralischen als rechtlichen Gebiet liegt, so bedeutet 
das Abkommen immerhin einen Druck auf die Parteien wie 
die Neutralen im Sinne einer friedlichen Erledigung. 

Neu und von Bedeutung ist sodann die , besondere Ver- 
mittelung", welche mit Glück eine Einrichtung auf dem Ge- 
biet der privaten Ehrenhändel verwertet. 

II. 

Internationale Untersnchniigskommissionen 

sind im völkerrechtlichen Leben auch früher schon, besonders 
bei Grenzstreitigkeiten, bestellt werden. Die I Iaager Konferenz 
baute sie als besonderes Rechtsinstitut aus.*) 

1. Die Aufgabe der Untersiurhungskommissionen wird 
im Art. *J umschrieben. Die Untersuchungskommissionen werden 
hiernach erst dann in Anspruch genommen, wenn die diplo- 

') Der französische und deutsche Text ist abgedruckt im KeichsgeseUblatt 
1901, S. 485. Die Erklärung in der Kommission war seinerzeit ohne irgend eine 
Gegenbemerkung zu den Akten genommen worden. 

*) Art. 9-14. 

1* 
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matischcn Unterhandlungen versagt liabeii. Sie dienen aber 
zum Unterschied von der Vermittelung lediglich der Auf- 
klärung von Tatfragen. Wenn Tatsachen eine verschiedene 
Würdigung erfahren und sich daraus Streitigkeiten entwickelt 
haben, empfiehlt es sich, dass Untersuchungskommissionen die 
zu gründe liegenden Tatsachen feststellen, um so die Lösung 
der Streitigkeiten zu erleichtern. Nur Streitigkeiten, welche 
die Ehre oder wesentliche Interessen berühren, sind den Unter- 
suchungskommissionen entzogen. 

Diese Klausel bedeutet nach den Ausführungen von 
Ey sc hen und Martens einen Schutz flir die Kleinstaaten, 
welche dem Druck der Grossmäehte leicht ausgesetzt sind. Das 
war bei der ersten Redaktion von besonderer Bedeutung; aber 
man behielt im Hinblick auf die Interessen der Kleinstaaten 
die Klausel auch bei, als das obligatorische Prinzip aus dem 
Art. !) entfernt war. 

Wie insbesondere der russische Bevollmächtigte v. Martens 
ausführte, können die Untersuchungskoinmissionen bei Streitig- 
keiten von Staaten, die in bona fide sind, erspriessliches 
leisten. Die öffentliche Meinung erhitzt sich um so mehr, 
als der Zwischenfall unerwartet kam. Sie kennt nicht die 
wahren Triebfedern des Streits und unterliegt den Eindrücken 
des Augenblicks. Hier soll die Untersucliungskomniission ein- 
setzen : sie will die Wahrheit in der Entstehung des Streites 
und die Wirklichkeit der Tatsachen erforschen. Sie soll nur 
Bericht erstatten, keine Entscheidung fallen, wohl aber für 
die Entscheidung das unentbehrliche kritische Material be- 
schaffen. Und während sie für den Bericht tätig ist, beruhigen 
sieh die Gemüter, und der Streit verliert seine Schärfe. 

Die Bestellung von Untersuchungskommissionen ist 
übrigens nicht obligatorisch 1 ), sondern lediglich empfohlen, 
indem das Nützliche dieser Einrichtung betont wird. Damit 
sollte nach den Ausführungen von Martens wenigstens eine 

i) Art. 9. 
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moralische Pflicht auf Anrufung' von Untersuchungskom- 
missionen anerkannt werden. 

Diese Frage des obligatorischen oder fakultativen Charak- 
ters war Gegenstand wiederholter und eindringlicher Ver- 
handlung. Der russische Entwurf hatte das obligatorische 
Prinzip aufgenommen; aber schon in der ersten Lesung des 
Komitees schlug der österreichische Vertreter Lammasch 
die schliesslich auch angenommene Umprägung des Pflichtge- 
dankens in das Nütalichkeitsprinzip vor. Vorübergehend hatte 
man auch in der Aufnahme der Unistandsklausel eine aus- 
reichende Abschwächung finden zu können geglaubt. 

Je länger man verhandelte, desto mehr schwand übrigens 
die Begeisterung für die Untcrsuclnmgskommissioncn. In den 
Kotonieen sollten sie gefahrlieh sein; und die kleineren Mächte, 
besonders die Haikaustaaten, erwarteten nicht viel Gutes von 
ihnen, während umgekehrt gerade für die Kleinstaaten die 
inössten Vorteile in Aussicht irestellt wurden. Wie der franzfi- 
sische Bevollmächtigte d Esto urne 1 les ausführte, machten die 
Gegner weniger Gründe als Befürchtungen geltend. Sie sahen 
in den Untersuchungskommissionen nur die Einleitung zu einer 
ganzen Reihe von Akten, welche mehr oder weniger drücken 
würden. Andererseits war man s<> frei, es zu begreifen, wenn 
Staaten mit einer mehr oder weniger schlechten Verwaltung 
fürchten, dass die Untersuchuiigskommissionen ihre Fehler auf- 
decken und sie in der Öffentlichkeit herabwürdigen. 

Aber der russische Bevollmächtigte v. Martens drohte: 
Man solle sich nur keiner Täuschung hingeben und wissen, 
dass, was auch in das Abkommen hineingeschrieben werde, diese 
Untersuchungen doch immer stattfinden würden. — Die Gegner 
wollten indes nur verhindern, dass die Untersuchungen zur 
Gewohnheit würden. 

Es war lediglich ein Zugeständnis an die Kleinstaaten, 
dass die Grossmächte sieh mit dem fakultativen Charakter 
der Untersuchungskommissionen begnügten. Anders konnten 
die Untersuchungskominissioncn nicht gerettet, d. h. in die 
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völkerrechtliehen Institute umgestellt werden. Hie schliessliehc 
Fassung des Art. \) gelit übrigens auf Rumänien zurück. So wie 
die Sachen jetzt liegeu, bedeuten die Untersuchungskomuiis- 
sionen flir die Kleinstaaten in der Tat den grösseren Gewinn. 

Man wird mit Martens sagen können: der stärkere 
Gegner wird bei einer im Hinblick auf seine Lebensinteressen 
erfolgten Ablehnung der von einer kleinen Macht verlangten 
Untersuchung leicht die öffentliche Meinung gegen sieh haben, 
während die Kautelen des Art. 0 flir die Kleinstaaten einen 
wirkliehen Schutz bedeuten. Die in den Verhandlungen oft 
betonte Ungleichheit der Wirkung schlägt also in Wahrheit 
zu gunsten der Kleinstaaten aus, und das ist gut. 

2. Uber die Bildung der Untersuchungen handeln die 
Art. 10 und 11. 

In erster Linie entscheidet das betreffende Abkommen. 
Mangels eines solchen kommen die Bestimmungen des Art. 32 
über die Bildung eines freien Schiedsgerichts zur Anwendung. 

Auf die Anregung von Ey sehen und den Antrag des 
Grafen Nigra wurden sodann noch einige Bestimmungen 
über das rntersuehungsabkommen und das Untersuchungsver- 
fahren getroffen. Danach hat das Untersuchungsabkommen 
die zu untersuchenden Tatsachen und die Kompetenz der Kom- 
missäre anzugeben, sowie das Verfahren zu regeln. Das Ver- 
fahren muss kontradiktorisch sein; und diezu wahrende)) Formen 
und Fristen werden, soweit sie nicht durch das Untersuehungsab- 
kommen festgesetzt sind, durch die Kommission selbst bestimmt. 

3. Die Untersuchungskommissionen können ihre Aufgabe 
natürlich nur erfüllen, wenn sie die Unterstützung der 
streitenden Mächte finden. 

Übrigens hat die auf Deseamps zurückgehende Fassung 
des Art. 12 diesen Gedanken gegenüber dem russischen Ent- 
wurf erheblieh abgeschwächt. 

Nach dem letzteren erschienen die streitenden Mächte 
verpflichtet, der Untersuchungskommission alle zum gründ- 
lichen Studium der in Frage kommenden Tatsachen notwen- 
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digen Mittel und Erleichterungen zu geben. Im Art. 12 aber 
heisst es jetzt, dass die streitenden Mächte alle diese Mittel 
und Erleichterungen „in dem weitesten Umfange, den sie für 
möglich halten", zu gewähren haben. Es kann sich nämlich 
auch einmal um Auskünfte handeln, welche die Staatssicher- 
heit betretten. 

4. Der rechtliehe Charakter der Untersuchungstätig- 
keit bestimmt sich nach dem Art. 14, dessen jetzige Fassung 
auf einen Antrag des schweizerischen Bevollmächtigten Odier 
zurückgeht, zunächst negativ dahin, dass sie nicht mit der 
Schiedsgerichtsbarkeit verwechselt werden darf. Positiv: Die 
Kommission erstattet lediglich einen Bericht an die streitenden 
Mächte (Art. 13). Dieser Bericht enthält keinerlei Schluss- 
folgerungen, sondern stellt nur Tatsachen fest und lässt den 
streitenden Mächten volle Freiheit in Ansehung der Folge, 
die dieser Feststellung zu geben ist. 

Es ist übrigens zu bemerken, dass der im Sinn der 
Monroe-Doktrin gemachte Vorbehalt der Vereinigten Staaten 
von Amerika 1 ) auch hierher wirkt. 

III. 

Die internationale Schiedssprechmig 

gehört, wie auch Descamps in seinem Komiteebericht her- 
vorhob, „par excellence" zu den organischen Einrichtungen des 
internationalen Rechtsfriedens. Sie bildete unstreitig den Höhe- 
punkt der Konferenzverhandlungen und ist der bedeutsamste 
Teil des Abkommens. 

Dasselbe behandelt in drei Kapiteln: das Sehiedswescn, 
den ständigen Schiedshof und das Schiedsverfahren. 

1. Das Schiedswesen. 
Die Art. 15 10 des Abkommens sind aus den Art. 7 
bis 13 des russischen Ilauptentwurfs hervorgegangen, welch 
letzterer hier aber gründlich geändert wurde. 

l) Vgl. oben S. 16. 
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Es fragt sich zunächst , was die Schiedsgerichtsbarkeit 
bedeutet, ob und wie sie im Leben der Völker untereinander 
Verwendung finden soll. 

Die internationale Schiedssprechung setzt im Unterschied 
zur entsprechenden Hinrichtung des Privatrechts dort ein, wo 
es an jeder Gerichtsbarkeit fehlt, um die Anwendung der 
rohen Gewalt zu hindern. 

1. Die rechtliche Natur der Schiedssprechung unter- 
scheidet sich von der Vermittelung und Untersuchung dadurch, 
diiss eine richterliche Entscheidung der Streitigkeiten erfolgt'). 
Der Schiedsspruch verbirgt die Gerechtigkeit der Lösung, denn 
er ist ein Richterspruch, der auf Grund der Achtung vor dem 
Recht ergeht-'). 

Die Parteien sind dem Schiedsspruch, den sie veranlasst 
haben, unterworfen 3 ). Diese Unterwerfung lässt sieh zwar 
nicht wie im Pi ivatreeht im Weg der Zwangsvollstreckung 
verwirklichen; aber bis jetzt hat es kein Staat gewagt, einen 
Schiedsspruch zurückzuweisen; er hätte auch die ganze öffent- 
liche Meinung gegen sieh. Denn der Staat selbst hat die Ent- 
scheidung gefordert, und sie erfolgt , durch Richter seiner 
Wahl" 4 ). 

Die von Descamps gegebene Übersieht') zeigt, dass 
die Staaten im voraus durch die Aufnahme der Schiedsklausel 
in ihre Verträge, oder auch nach Ausbruch der Streitigkeiten 
durch speziellen Schiedsvertrag vielfach die schiedsrichterliche 
Lösung angestrebt haben. Das schiedsrichterliche Institut hat 
im .Jahrhundert eine besondere Zugkraft bekommen. Es 
haben sich vielfach au diesen Erfolg die übertriebensten Hoff- 
nungen geknüpft, und man forderte mitunter, dass alle völker- 
rechtlichen Streitigkeiten von einem Völkerareopag entschieden 
werden. 

i) Art. I. - .. 

») B. I>. O 

3, Art. ls 
i) Art. lö. 
5) Vgl. «.heu S. '.». 
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Di« Hanger Konferenz stellte sich aber nicht in ilen 
Dienst solcher Utopieen, sondern strebte in staatsmännischer 
Selbstbeschränkung nur eine festere Organisation und eine 
materielle Fortbildung des bisherigen Rechts im Rahmen der 
praktischen Möglichkeit an. Freilich ergaben sich auch hier, 
obschon nach der Feststellung des Berichterstatters Des- 
camps das Prinzip der Schiedssprechung von allen Komitee- 
mitgliedern mit wahrer Begeisterung angenommen wurde, als- 
bald noch grundsätzliche Verschiedenheiten. 

'2. Die Hauptfrage war: obligatorische oder fakul- 
tative Seh iedssprech ung? 

Bis jetzt gab es keine allgemeine obligatorische Schieds- 
sprechung. Die Schiedssprechung erfolgte vielmehr entweder 
auf Grund eines besonderen Schiedsvertrags nach ausgebro- 
chenera Streit oder nach Massgabe der sog. Schiedsklausel, 
mit welcher ein Staatsvertrag flir den Fall zukünftiger Aus- 
legungsstreitigkeiten im voraus die Feststellung seines Inhalts 
durch schiedsrichterliche Auslegung angeordnet hatte 1 ). Hier 
sollte nuu das Völkerrecht fortgebildet werden. 

Der russische Entwurf wollte das Prinzip obligatorischer 
Schiedssprechung eingeführt sehen, suchte aber daflir be- 
stimmte Grenzen zu setzen. 

Unter allen Umständen sollte die obligatorische Schieds- 
sprechung ausgeschlossen bleiben, wenn es sieh um Lebcns- 
iuteressen oder die Ehre eines Staates handelt. Damit war 
dem Haupteiuwurf, welcher früher gegen die obligatorische 
Sehiedssprechung erhoben worden war, die Spitze abgebrochen ; 
und mau hatte ein wirksames Ventil zum Schutz der staat- 
lichen Unabhängigkeit. 

Sodann war die obligatorische Sehiedssprechung nur flir 
Rechtsstreitigkeiten und zwar lediglich flir folgende zwei 
Gruppen vorgesehen: für Entschädigimgsforderuugeii, und Wir 

>) Die kompromissarischc oder Schiedsklausel bedeutet die vertragsmässige 
Bestimmung, die au» eben diesem Stautsvertrag sich ergebenden Streitigkeiten durch 
Schiedsrichter entscheiden zu lassen. 
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Auslegungsstreitigkciten bei nichtpolitischen Verträgen mit 
universellen) Charakter, d. b.: 

a) bei Vertrügen zum Schutz der internationalen Ver- 
kehrseinriehtungen , also bei Post-, Telegraphen-, Kabel-, 
Eisenbahn- und Schirfahrts- Verträgen sowie 

b) bei Vorträgen zum Schutz der geistigen und mora- 
lischen Interessen also bei Verträgen zum Schutz des 
geistigen Eigentums, (Iber das Münz- und Gewiehtswesen, über 
sanitäre Verhältnissse, Erbrecht, Auslieferung, Geriehtehilfe 
und Greiizregulierungen. 

Die Komiteeverhandlungen drehten sieh in der ersten 
Lesung hauptsächlich darum, ob diese Verträge zu erweitern 
oder einzuschränken seien, und man kam dabei teilweise zu 
neuen und bestimmteren Fassungen. Im grossen Ganzen aber 
wurden die vorijezeiehnetcn Linien nicht verlassen. Das 
obligatorische Prinzip selbst stand fest. Nur als der hollän- 
dische Bevollmächtigte Asser die Neuheit der Ehren- und 
luteressenklausel betonte und sie näher präzisiert haben wollte, 
trat der deutsche Bevollmächtigte Dr. Zorn für dieselbe mit 
der Erklärung ein. er könne sich zwar noch nicht darüber aus- 
sprechen, ob die deutsche Regierung das Prinzip des ständigen 
Gerichtshofes und der obligatorischen Schiedssprechung an- 
nehme, aber sicherlich könne von diesem Beitritt erst nach 
der Annahme der Klausel die Bede sein. 

Der weitere Verlauf der Komiteeverliandlungen hat aber 
die Unmöglichkeit gezeigt, auf dieser Grundlage zu einem 
einmütigen Ergebnis zu gelangen. Lud zwar war es in erster 
Linie Deutschland, welches sich im Augenblick nicht ent- 
schliessen konnte, durch ein allgemeines Abkommen neue 
Schiedstalle ins Leben zu rufen, und welches wie Dr. Zorn 
in der Kommission «feffenüber dem serbischen Bevollmächtigten 
Dr. Veljkovitch ausführte, nicht in der Lage war, ein 
Projekt mit obligatorischer Schiedssprechung anzunehmen. 
An den bisherigen allgemeinen und besonderen Verträgen 
mit Schiedsklauseln, so führte der deutsche Bevollmächtigte 



Digitized by Google 



- 27 - 



schon früher im Komitee aus, solle damit niehts geändert 
werden, und man könne sieh die spätere Ausdehnung vorbe- 
halten. Wenn der ständige Schiedshof errichtet und tätig sei, 
möge man auf Grund der Erfahrung die obligatorischen Fälle 
zusammenstellen; allzugrosse Mast bringe im Augenblick das 
Sehiedsprinzip selbst in Gefahr. 

Man musste jcty.t eine völlig neue Hedaktion vornehmen. 

3. Das Haager Abkommen enthält im Gegensatz zum 
russischen Entwurf k ei ne obligatorischen Sehiedsfalle. Die 
Staaten haben sieh nur nach Art. 19 unabhUninjjr von den 
allgemeinen und besonderen Vertrügen, welche schon jetzt 
den Signatarmächten die Verpflichtung zur Anrufung der 
Sehiedssprechung auferlegen, die Ausdehnung der obligatorischen 
Schiedsspreehung auf andere Fälle durch spätere allgemeine 
oder besondere Übereinkommen vorbehalten. 

Es blieb also vorerst beim alten; und der Art. 10 be- 
gnügte sich damit, den Schiedsspruch in folgender Weise zu 
empfehlen: 

„In Rechtsfragen und in erster Linie in Fragen der Aus- 
legung oder der Anwendung internationaler Vereinbarungen 
wird die Schiedsspreehung von den Signatarmächten als 
das wirksamste und zugleich der Billigkeit am ineisten ent- 
sprechende Mittel anerkannt, um die Streitigkeiten zu er- 
ledigen, die nicht auf diplomatischem Wege haben be- 
seitigt werden können. u 

Die Schiedsspreehung setzt diesbezüglichen Antrag 
und Annahme voraus, erfolgt also nur auf Grund eines 
Schicdsabkominens, welches kraft Rechtssatzes die Ver- 
pflichtung in sich schliesst. sich nach Treu und Glaube dem 
Schiedsspruch zu unterwerfen 1 ). 

Das Schiedsabkoinmen kann sowohl für bereits ent- 
standene als auch, wie dies insbesondere, durch die Schieds- 
klausel geschieht, für künftig entstehende Streitverhältnisse 

i) Art 1" f. 
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abgeschlossen werden 1 ); und zwar darf das Sehiedsabkonnuen 
in einem besonderen Vertrag zweier Staaten erfolgen, sieh 
also auf diese beschränken ; es kann aber ebenso in der Form 
eines allgemeinen Übereinkommens mehr oder weniger Mächte 
in den Schicdsbann hereinziehen 2 ). Weiter steht es frei, das 
Schiedsabkommen auf alle Streitigkeiten oder nur auf Streitig- 
keiten einer bestimmten Art zu beziehen*). 

4. Abgesehen von den Vereinigten Staaten von Amerika, 
deren im Sinn der Monroe-Doktrin gemachter Vorbehalt 4 ) 
auch hierher wirkt, nahm ferner Rumänien eine Sonderstellung 
ein, indem es zu den Art. 16, 17, l'J Vorbehalte machte''). 

Rumänien erklärte, dass es bezüglich des Art. 19°) keine 
Verpflichtung übernehme. 

Aber in Art. 1',) behalten sich die Mächte ja nur vor, 
Schiedsverträge abzusehliessen. Der Vorbehalt kann somit nur 
bedeuten, dass Rumänien derartiges nicht beabsichtigt. 

Rumänien erklärte weiter zu Art. 17 7 ), für Streitverhält- 
nisse oder Streitigkeiten aus der Zeit vor dem Abschlüsse 
dieses Abkommens in keinem Falle eine internationale Sehicds- 
sprechung annehmen zu wollen. 

Hiergegen hatte der serbische Bevollmächtigte Vel jko- 
vitch in der Kommission eingewendet, dass der Art. 17 ja 
keine Verpflichtung, sondern nur eine Möglichkeit zum (iegen- 
stand habe; und der Belgier Rolin, Bevollmächtigter von 
Siain, fügte hinzu, dass der rumänische Vorbehalt die anderen 
Mächte in keiner Weise berühre. Rumänien wollte aber nur 
klarstellen, wie es seine Praxis einzurichten gedenke. 

Weiter liess die rumänische Regierung zum Art. IG 8 ) 
erklären, dass sie für den Cii undsatz der fakultativen Schieds- 

J) Art. 17, Abs. 1. 

*) Art. 19. 

••») Art. 17, Abs. 2. 

*) Vgl. oben S. 1»;. 

■'.) Vgl. K. (J. Bl. lUOl. S. »S2 f. 

«) Art. 18 dos Komm. Kntw. 

7) Ar». 16 des Komm.Entw. 

8) Art. 15 des Komm.-Entw. 
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sprechung, deren volle Wichtigkeit sie schätze, ganz einge- 
nommen sei, aber gleichwohl sich nicht dazu verstehen könne, 
eine Verpflichtung zur Anuahme einer Sehiedssprechung in 
allen dort (Art. 10) vorgesehenen Fällen zu übernehmen. 

Aber in Rechtsfragen nach Massgabe des Art. 10 ist die 
Sehiedssprechung ja nur als das wirksamste und zugleich der 
Billigkeit am meisten entsprechende Mittel zur Erledigung von 
internationalen Streitigkeiten anerkannt worden. Von einer 
Verpflichtung kann keine Rede sein. Rumänien wollte somit 
nur sagen, dass es die Sehiedssprechung wohl sehr schätze, 
sich aber nicht binden werde. Es wollte eben keine falschen 
Hoffnungen erwecken. 

5. Die Masshaltung der Konferenz auf dem Gebiet der 
obligatorischen Sehiedssprechung ist verständlich; für eine all- 
gemeine Rindung scheint in der Tat noch nicht die richtige 
Zeit zu sein. Aber auch hier heisst es: seinpre avanti! 

Die Sehiedssprechung muss zur Gewohnheit 
werden. Vor allem handelt es sich jetzt darum, dem Art. 19 
Leben einzuhauchen, ihm Fleisch und Blut zu geben: Durch 
besondere Abkommen müssen die Fundamente des obligato- 
rischen Sehiedsreclits ausgebaut werden. 

Ich hübe schon vor 13 Jahren empfohlen, dass in den 
Handels-, Schiffahrt*-, Niederlassung.«- und anderen völker- 
rechtliehen Verträgen die Schiedsklausel eine gesteigerte An- 
wendung Huden möge 1 ). Der russische Entwurf kann jetzt hier 
die Richtung weisen. Die Verkehrsverhältnisse sind von so 
grosser Bedeutung, dass sie am wenigsten den Ausgangspunkt 
eines Krieges geben sollten. Hier ist auch regelmässig eine 
juristische Grundlage gegeben und eine freiwillige Erfüllung 
des Schiedsspruchs zu erwarten. Wie der portugiesische erste 
Vertreter Graf von Macedo in der Plenarsitzung ausführte, 
sind Portugal und Holland jetzt die einzigen (?) Staaten, welche 
abkommengemüss alle Streitigkeiten untereinander der Sehieds- 

») Vgl. „Völkerrechtliche Schiedsgerichte" S. 39. 
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sprechung unterwerfen, mit alleiniger Ausnahme der Fragen, 
welche ihre Selbständigkeit und Unabhängigkeit betreffen. In 
den letzten 50 Jahren hat Portugal fünf Streitfälle dem 
Schiedsgericht unterbreitet. Auch Italien gab schon früher in 
dieser Richtung ein gutes Beispiel 1 ); und Graf Nigra hat auf 
der Iiaager Konferenz erklärt, dass die italienische Regierung 
die feste Absicht habe, die Schiedsklausel in allen Handels- 
verträgen und nach Möglichkeit überhaupt in allen Staats- 
verträgen zum Ausdruck, zu bringen. 

Regierungen und Parlamenten erwächst hier eine dankens- 
werte Aufgabe, an die ich gerade jetzt angesichts der Er- 
neuerung der deutschen Handelsverträge erinnere, wie ich das 
auch vor Abschluss der heutigen Handelsverträge getan habe*). 

Hat man dann genügende Erfahrung gesammelt, so mag, 
wie schon der deutsche Bevollmächtigte Dr. Zorn andeutete, 
durch ein entsprechendes allgemeines Abkommen die Ent- 
wickelung abgeschlossen werden. 

2. Der ständige Schiedshof. 

I. Der russische Hauptentwurf enthielt noch nicht den 
Plan eines ständigen Schiedsgerichts. 

1. Die Art. 20 — 21) des Iiaager Abkommens, welche den 
Haager Schiedshof ins Leben rufen, gehen auf einen Ent- 
wurf des englischen ersten Vertreters Pauncefote 
zurück. Dass auch noch zwei andere («rossmächte (Russland 
und die Vereinigten Staaten von Amerika) im Haag je einen 
Entwurf vorlegten, wurde von Deseamps in seiner Einleitung 
der Generaldebatte im Komitee mit Recht als ein günstiges 
Zeichen gedeutet. Ständige Schiedsgerichte, so führte dieser 
weiter aus, seien auch nichts neues im Völkerrecht. Der 
Berner Vertrag vom 14. Oktober 1800 habe schon ein stän- 

>) a. a. O. S. 39 u. 11. Vgl. auch n. a. 0. (Iber dio Vereinigten Staaten 
von Amerika und dio Schweiz. 

-') a. a 0. S. 40. Auf der Haager Konferenz gingen die Ansichten über die 
obligatorische Schied&bprechung auf dorn (lubieto dor Handelsverträge noch auseinander. 



Digitized by Google 



— 31 — 



digcs Schiedsgericht gebracht, und die deutsehe Regierung 
habe demselben seit der ersten Konferenz von 1878 noch 
wichtigere Aufgaben übertragen wollen. 

Der Frage des ständigen Schiedshofs stand der deutsche 
Bevollmächtigte Dr. Zorn unter dem Hinweis, dass das ursprüng- 
liche russische Projekt nichts derartiges enthalte, anfangs noch 
ablehnend gegenüber. Er meinte, man solle erst mit dem 
bloss gelegentlichen Schiedsgerichte Erfahrungen sammeln. 
Der holländische Vertreter aber erwiderte, die Erfahrungen 
mit gelegentlichen Schiedsgerichten habe man gemacht. 
Deutschland möge wenigstens nach dem Beispiel des Grafen 
Nigra in dem Projekt nur einen ständigen Schiedshof auf 
Zeit erblicken. 

In der zweiten Lesung des Komitees konnte indes 
Dr. Zorn mitteilen, dass die deutsche Regierung das Paunce- 
fotesche Schiedshof- Prinzip angenommen habe. Sie habe das 
getan im Hinblick auf die Freiheit, welche den Staaten in 
der Auswahl der Schiedsgerichtsmitglieder gelassen worden sei. 

2. Der ständige Schiedshof ist nach Art. 21 zwar für 
alle Schiedsfalle zuständig, aber nicht o bligatorisch. Viel- 
mehr bleibt für das freie Schiedsgericht Raum. Doch bildet 
das letztere die Ausnahme, der ständige Schiedshof die 
Regel. Das soll nach den Feststellungen im Komitee durch 
die Fassung „sofern nicht" (Art. 21) genügend zum Ausdruck 
gekommen sein. 

Die Versuche des portugiesischen ersten Vertreters Macedo, 
das noch schärfer hervorzuheben, blieben erfolglos. Auch die 
Umbildung in Form einer Empfehlung des ständigen Schieds- 
hofs wurde abgelehnt. Man befürchtete, dass dies als ein 
Druck empfunden werden möge. Der Belgier Rolin, Be- 
vollmächtigter für Siaui, erklärte, bei der Empfehlung des 
ständigen Schiedshofs sei es eine moralische Pflicht, sich an 
ihn zu wenden und vom freien Schiedsgericht abzusehen. Das 
könne die Staaten in Verlegenheit bringen und sie schliesslich 
hindern, überhaupt die Schiedssprechung anzurufen. 
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Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang 
das Recht des rappcl oder der Erinnerung. 

Nach Art. 27 betrachten es nämlich die Signatarmächte 
als eine Pflicht'), in dem Fall, wo ein ernsthafter Streit 
zwischen Staaten auszubrechen droht, diese au die Bestim- 
mungen des Haager Abkommens und besonders daran zu er- 
innern, dass ihnen der ständige Schiedshof offen steht. Und 
dieser im höheren Interesse des Briedens erteilte Rat darf nur 
als Betätigung guter Dienste angesehen werden. 

Der Art. 27, welcher sich in den Dienst des Art. 1 stellt, 
geht auf eine Anregung der französischen Vertreter zurück 
und bildet insbesondere in seinem letzten Teil das Seitensttiek 
zum Art. 3, Abs. 3, wo auf Antrag des italienischen Vertreters 
Grafen Nigra von dem Anbieten der Vermittelung der Cha- 
rakter einer unfreundlichen Handlung ferngehalten wurde. 
Man wollte der Schiedsstelle dieselben Dienste erweisen. 

Nach den eindringlichen Ausführungen und flammenden 
Reden von Bourgeois und d'Estournelles de (konstant 
soll der Art. 27 den Schiedshof, der sonst nur auf dem Papier 
stehe und Gefahr laufe, nicht leben zu können, in Tätigkeit 
setzen. Er wolle die Mächte daran gewöhnen, die neue Ein- 
richtung zu nützen und ihnen helfen, einen Entschluss zu 
fassen. Da sich aus Erwägungen der Ehre keine Regierung 
vor der anderen entscheiden wolle und jede den ersten Schritt 
scheue, so müsse mau ihnen über den kritischen Punkt hin- 
weghelfen. Der Art. 27 liefere nun den Mechanismus, der 
von selbst funktioniert und die Regierungen zwingt, sich vor 
der öffentlichen Meinung und dem Parlament für oder gegen 
die Schiedssprechung zu erklären. Er wolle es einer Regie- 
rung ebenso schwer machen, den schiedsrichterlichen Austrag 
abzulehnen, als es für sie bis jetzt schwierig war, denselben 
anzuregen. 

') Der durch Serbien unterstützten Anregung des rumänischen ersten Ver- 
treter» Holdiman, statt ..eonsiderent comme im devoir* zu sagen: „jugent utile" 
wurde nicht Folge gegeben. Man hätte es im Hinblick auf d*n Art. 3 schon tun 
können. Vgl. unten S. 38. 
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Die Erinnerung war in der ersten Fassung dem General- 
Sekretär des Bureaus als Aufgabe zugewiesen, und die Haupt- 
bedenken drehten sich darum, dass es einem solchen Mann, 
der nun gar den Augenblick für seine Erinnerung selbständig 
zu wählen habe, an der nötigen Autorität fehle. 

Der deutsche Bevollmächtigte Dr. Zorn war es, welcher 
schliesslich den Vorschlag machte, vom Generalsekretär ab- 
zusehen, aber im Übrigen den französischen Antrag gegen ver- 
schiedene Einwendungen kräftig verteidigte. Nachdem v. Mar- 
tens erfolglos angeregt hatte, dass sich der Sekretär mit 
einer neutralen Macht in Verbindung setze und nachdem Graf 
Nigra die Pflicht des rappel ebenso erfolglos auf die Schieds- 
hofmitglieder der in Streit befindlichen Staaten abzuladen ver- 
sucht hatte, bestand die französische Vertretung auf der Ab- 
stimmung über ihren Text, welch letzterer dann aber abgelehnt 
wurde. Ausser Frankreich war nur noch England und die 
Schweiz dafür. 

Nunmehr glückte es dem italienischen ersten Vertreter 
Grafen Nigra, auf einen neuen Antrag, der einfach die Ver- 
pflichtung des Generalsekretärs strich und von der Nennung 
eines ausführenden Organs Abstand nahm, alle Stimmen zu 
vereinigen. Und das ist der heutige Art. 27. 

Danach haben und behalten die Signatarmächte selbst 
die Erinnerungspflicht. Die Aufstellung des zwar auch später 
noch bekämpften PHiehtprinzips blieb Hauptsache. Der bul- 
garische Bevollmächtigte Dr. Stancio ff meinte, eine neue Ära 
tue sich auf, in welcher sich die Idee der wechselseitigen 
Verantwortlichkeit von Nation zu Nation mehr und mehr aus- 
löse; eine neue Ära, so meinte auch der amerikanische Be- 
vollmächtigte Holls, in welcher die Völker anerkennen 
werden die Bande der Solidarität und die gebieterische PHicht, 
sich nicht nur für ihren eigenen Frieden, sondern auch den 
ihrer Nachbarn zu interessieren. Nach den wiederholten Aus- 
führungen von Bourgeois und d" Estou melles steckt hierin 

3 
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ein wesentlicher Punkt der Schiedseinrichtung, die ganze mora- 
lische und praktische Tragweite der Haager Friedensbeschlüsse. 
Es gibt hiernach jetzt keine teilnahmslosen Neutralen mehr, 
sondern nur noch gute Nachbarn, die dadurch für einander 
einstehen, dass sie die Pflicht haben, den allgemeinen Frieden 
zu wahren. 

Diese neue Neutralitätspflicht wurde insbesondere auch 
von dem schweizerischen Bevollmächtigten Odier respektvoll 
beleuchtet, und es fiel das Schlagwort „pacigerant". Man 
war sich aber darüber klar, dass hier nur eine „Obli- 
gation morale u , ein „devoir moral" vorliegt. Der deutsche 
Bevollmächtigte Dr. Zorn erklärte unter allgemeinem Beifall 
vom Art. 27 „il n'a pas de contenu juridirpie fonnel, il ne 
renfenne qu'une recommandation de caraetcre purement moral". 
Er meinte: Wäre es anders, so könnte ich den Artikel nicht 
annehmen. Ahnliches führte der amerikanische Bevollmäch- 
tigte Holls über die rechtliche Natur der Erinnerungspflicht 
aus. Wenn man aber auch trotzdem mit der Friedenskonferenz 
die Bedeutung dieses Artikels bereitwillig anerkennt, so wird 
man sich doch nur schwer der Sorgt- entschlagen können, 
dass in der Betätigung des rappel ein Staat dem andern nur 
allzusehr den Vorrang lassen wird. 

Auch kann der Art. 27 schon deshalb nicht als die 
^grande eitadclle de la paix" gelten (Vel j ko v i t eh), weil es 
tatsächlich unmöglich ist, dass Kleinstaaten gegenüber den Gross- 
mächten mit diesem Artikel operieren. Das würde der inter- 
nationalen Schicklichkeit nicht wohl entsprechen. Andererseits 
aber befürchteten die Kleinstaaten auf Grund des Art. 27 
eine Bevormundung von sciten der Grossmächte. 

Es kann sieh meines Erachtens in Wirklichkeit nur 
darum handeln, dass eine Macht, die am Frieden in besonderer 
Weise interessiert ist oder deren Stimme bei einem im Streit 
befindlichen Staat wegen besonders naher Beziehungen her- 
kömmliche Beachtung findet, ihren Einfluss im Sinne des 
Friedens und insbesondere zu guusten der Sehiedsspreehung 
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geltend macht und dabei vor dem Vorwurf einer unfreund- 
lichen Handlung geschlitzt ist. Darin erblicke ich die 
eigentliche Bedeutung des Art. 27. Derselbe ist in Wahrheit 
nur eine Wiederholung des Art. 3 1 ), wonach es die Signatar- 
mächte für nützlich halten, dass eine neutrale Macht ihre 
Vermittelung anbietet, soweit sich die Umstände hierfür eignen. 
Nachdem die Erinnerungspflicht ihre bestimmte ausschliess- 
liche Trägerschaft eingebüsst hat, hat der Art. 27 seine be- 
sondere Bedeutung verloren, die er nur insoweit besessen hatte, 
als die Erinnerungspfiicht unmittelbar dem Schiedshof zuge- 
wiesen war. 

Für Serbien bedeutet das, dass der zur Vermittelunff g;e- 
machte Vorbehalt, wegen der Verwandtschaft der Art. 3 u. 27, 
nach den ausdrücklichen Feststellungen von Dr. Vel jkovitch, 
auch für den letztgenannten Artikel gilt, dem Serbien Hin- 
unter dieser declaration interpretative scldiesslich zustimmte. 

3. Die Einrichtung eines ständigen Schiedshofs will nur 
die Schiedsspreehung erleichtern*). Darin allein steckt der 
Fortschritt, der aber auch in der Tat von Bedeutung ist. 

Das freie Schiedsgericht muss in jedem einzelnen Fall 
sozusagen aus dem Nichts geschaffen werden, während sich 
im ständigen Schiedshof eine ausgebaute und jeder Zeit 
zugängliche Reehtsinstitution öffnet und auf einen Druck 
funktioniert. 

Der Haager Schiedshof (Cour permanente d'arbitrage) ist 
kein Richterkollegium, welches entscheidet und im voraus 
bestellt und besetzt ist; ein solches Opfer wurde der 
Souveränität, der Staaten nicht zugemutet — sondern der 
Schiedshof ist, wenn diese Terminologie auch nicht überall 
festgehalten ist, die ganze ständige Einrichtung der Sehieds- 



i) Das behauptete auch der serbische Bevollmächtigte Dr. Vcljkovitch. 
Der deutsche Bevollmäc htigte Dr. Zorn gab es zu, meinte jedoch, die Wiederholung 
sei kein Fehler. 

*) Art. 20. 
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sprechung, auf deren Grund im einzelnen Streitfall das Schieds- 
gericht (tribunal) gebildet wird. Der „ständige Schiedshof'' 
enthalt nur die Elemente, von welchen einige im gegebenen 
Fall zur Bildung eines „Schiedsgerichts" berufen werden. 
Er selbst hat keine richterliche Funktion, und deshalb hat die 
deutsche Regierung sich von Anfang an mit der Bezeichnung 
„Cour" nicht befreunden können. Abgesehen vom „inter- 
nationalen Bureau" im Haag, welches dem Schiedshof nur Sekre- 
tariatsdienste leistet, und dem „ständigen Verwaltungsrat u im 
Haag, unter dessen Leitung und Aufsicht dieses Bureau steht, 
gibt es, wie auch Dr. Zorn im Auftrag der deutschen Regierung 
wiederholt erklärte, nur noch eine „Liste" (Gesamtliste), in 
welche die von jedem Staat benannten Männer eingetragen 
sind, und von welchen im gegebenen Fall einige zur Ent- 
scheidung ausgewählt werden und das Schiedsgericht bilden. 
Das ist nun genauer darzustellen. 

II. Was die Organisation betrifft, so wird 

1. die Liste des Schiedshofes nach Art. 23 in fol- 
gender Weise hergestellt. 

Jede Signatarmacht ernennt auf sechs Jahre höchstens 
vier Personen von anerkannter Sachkunde in Fragen des 
Völkerrechts, die sich der höchsten sittlichen Achtung er- 
freuen und bereit sind, ein Schiedsrichteramt zu übernehmen. 

Die Mitgliederzahl stellt sich demnach auf etwa hundert. 
Der englische Entwurf hatte für jeden Staat zwei Vertreter 
vorgeselien. Die Erhöhung geht auf eine deutsche Anregung 
zurück, welche damit begründet wurde, dass man oft Sach- 
verständige brauche: Nationalökonomen, Juristen, Militärs, 
Diplomaten u. s. w. Der russ. Vertreter v. Martens ent- 
gegnete zwar, Spezialisten könnten ja als Sachverständige! ge- 
laden werden, und das Ansehen des Schiedshofs wachse mit 
der Herabsetzung der Mitgliederzahl. Aber man fugte sich 
schliesslich dem deutschen Verlangen im Interesse der Einheit. 

I >er Anregung des amerikanischen Bevollmächtigten Holls, 
dem höchsten Gerichtshof eines jeden Landes an der staat- 
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liehen Ernennung einen Anteil zu sichern, wurde nicht statt 
gegeben. 

Die Beschränkung auf sechs «Jahre geht auf einen Antrag 
des belgischen Bevollmächtigten Descamps zurück, welcher 
auch die Bestimmung veranlasste, dass sich mehrere Mächte 
Uber die gemeinschaftliche Ernennung verständigen können. 

Der holländische Bevollmächtigte Asser hatte angeregt, 
das Prinzip der freien Absetzbarkeit förmlich auszusprechen; 
aber Descamps erklärte es im* gefährlich, ein solches Recht 
ausdrücklich hervorzuheben. Man könne es auf den Fall an- 
kommen lassen, und solle nicht durch eine allgemeine Vor- 
kehrung den Grundsatz der Unabsetzbarkeit erschüttern. 

2. Die Bildung des Schiedsgerichts erfolgt, wenn 
sich die Signatannäehte zur Erledigung einer unter ihnen ent- 
standenen Streitfrage an den Schiedshof wenden, durch Wahl 
aus der Gesamtliste der Mitglieder des Schiedshofs 1 ). Insbe- 
sondere waren es v. Martens und Holls, welche gegen 
Descamps mit Nachdruck den Satz vertraten, man dürfe 
bei der Wahl der Schiedsrichter nicht über die Liste hinaus- 
greifen. Dies nehme sonst der Ustc zum Teil ihre Autorität 
und lasse sie schliesslich vergossen werden. 

Bei der Wald ist in erster Linie die unmittelbare Ver- 
ständigung der Parteien massgebend. Kommt es zu keiner 
Verständigung, so ernennt nach Art. 2-1 jede Partei zwei 
Schiedsrichter, und diese wählen gemeinschaftlich einen Ub- 
mann. 

Die weiteren Schwierigkeiten drehen sieh um die Ob- 
inannsbestellung für den Fall, dass sich die Schiedsrichter 
nicht einigen können. 

Man sprach vom Loos und der Ernennung durch die 
Oberhäupter der neutralisierten Staaten; aber man fand, dass 
die Frage beim freien Schiedsgericht nicht anders liege und 
übernahm daher einfach die diesbezügliche Bestimmung aus 
dem Kapitel über das Schiedsverfahren (Art. ?>2); 

M Art. t\. 



Digitized by Google 



— 38 — 



Hiernach wird bei Stimmengleichheit die Ernennung des 
Obmanns einer dritten Macht anvertraut. Kommt es auch über 
diese Macht nicht zur Einigung, so bezeichnet jede Partei eine 
Macht und diese beiden Staaten , unter welchen allerdings 
leichter ein Einverständnis erzielt werden wird, wählen dann 
den Obmann. 

Damit ist das Schiedsgericht gebildet, welches an dem 
von den Parteien festgesetzten Tage zusammentritt. 

Am Schlüsse der ersten liesung des Komitees warf der 
belgische Bevollmächtigte Descamps noch die Frage nach 
der völkerrechtlichen Stellung der Schiedsrichter auf und ver- 
langte flir sie im Hinblick auf ihr internationales höchstes 
Richteramt das Vorrecht der Unverletzlichkeit. Der deutsche 
Bevollmächtigte Dr. Zorn nannte die Schiedsrichter geradezu 
diplomatische Agenten ad hoc, und exterritoriale Persönlich- 
keiten. 

Hier setzt nunmehr der Sehluss des Art. 24 ein; doch 
beschränkt sich derselbe bedauerlicherweise auf die Mitglieder 
des Schiedshofs, lässt also die freien Schiedsgerichte leer aus- 
gehen. 

Nach Art. 2A gemessen die Mitglieder des Schiedshofs 
während der Ausübung ihres Amtes 1 ) die diplomatischen Vor- 
rechte. Den verschiedenen Anregungen, dieselben nur beschränkt 
zu gewähren, wurde nicht entsprochen. Andererseits wurden 
aber jene Privilegien auf eine Anregung des belgischen Be- 

1 ) Das heisst, wie Descamps auf eine Anfrage des trafen von Grelle Rogier 
feststellte, nicht schon von ihrer Ernennung an, sondern für die Zeit, „lorsqu'iU 
siegent eflectivement". v. Martens bestimmte es dahin: von dem Augenblicke 
au, wo sich der Schiedsrichter anschickt, in das Land des Schiedsgerichts abzureisen. 
Auf die Krage Pauncefotcs. ob die Schiedsrichter dio diplomatischen Vorzüge auch 
?chon während ihrer Reise durch fromde Staaten genieSBen, erklärten Berichterstatter 
und Kommissionsniäsident, das gehöre nicht in da« Abkommen. Die betreffenden 
Regierungen hätten zu entscheiden, ob für sie dieselbe Courtoiaie wie gegenüber den 
Gesandten gelten solle. Auch der österreichische Bevollmächtigte Lammasch 
meinte, man könne die Schiedsrichter nicht besser stellen als die Gesandten, welch 
letztere ein wirkliches Recht der Exterritorialität nur im Lande ihroa amtlichen 
Wirkungskreises gemessen. 
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volhnächtigten (traten von Grelle Rogier nur für den Fall 
zugestanden, das» die Schiedsrichter ausserhalb ihres Heimat- 
landes tätig werden. Diese Kntscheidung wirkt über das 
Schiedsreeht hinaus und löst gleiclizeiti«; eine alte Streit- 
frage aus dem Gesandtschaftsrecht. Ks ist damit festgestellt, 
dass man im eigenen Ij» tnde keine diplomatischen Vorrechte hat. 

Das Schiedsgericht hat regelmässig seinen Sitz im Haag, 
und das „Haager Schiedsgericht'' ist bereits eine stehende 
Bezeichnung. Abgesehen von dem Falle höherer Gewalt 
darf der Sitz des Schiedsgerichts nur mit Zustimmung der 
Parteien verlegt werden. 

Das letztere gilt auch vom freien Schiedsgericht, welches 
übrigens mangels besonderer Bestimmung seinen Sitz gleich- 
falls im Haag hat 1 ). 

3. Im Haag ist auch ein internationales Bureau er- 
richtet, das dem Schiedshöfe für die Gerichtsschrei bergeschäfte 
dient *), oder Sekretariatsdienste leistet. Die deutsche Regierung 
Hess durch ihren Bevollmächtigten Dr. Zorn erklären, sie lege 
Wert darauf, dass das Bureau seine Natur als Sekretariat 
nicht verliere und nicht ein Mittelpunkt der internationalen 
Politik werde. v. Martens hat dasselbe als „resuine- des 
Schiedshofes bezeichnet. 

Dieses Bureau besorgt alle Verwaltungsgeschäfte 3 ). 

Die Parteien teilen dein Bureau ihren Entschluss, sich au 
den Schiedshof zu wenden, und die Namen der Schiedsrichter 
mit, und darauf vermittelt das Bureau die auf den Zusammen- 
tritt des Schiedshofs bezüglichen Mitteilungen*). 

Die Veröffentlichung der Schiedssprüche kann das Bureau 
nur mit Zustimmung der beteiligten Regierungen vornehmen. 

Das Bureau ist auch zu den freien Schiedsgerichten in 
Beziehung gesetzt, indem nach dem vom holländischen Be- 
vollmächtigten Asser angeregten Abs. 4 und .dem vom rus- 

') Art. 36. 

*) Art. 22. Ab«. 1. 
») a. a. 0. Abs. 3. 
*) Abs. 2. 
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sisehcn Bevollmächtigten v. Martens beantragten Abs. ö von 
jeder Schiedsabrcdc wie von jedem Schiedsspruch und «einem 
Vollzug an das Bureau im Haag Mitteilung zu machen ist. 

Haag sollte, wie v. Martens und Deseamps betonten, 
der Mittelpunkt der internationalen Schiedssprechung werden. 
Deshalb wurde nachträglich auf einen von Martens unter- 
stützten Antrag des englischen eisten Vertreters Pauncefote 
auch der Art. 2i\ eingestellt: 

„Das internationale Bureau im Haag ist ermächtigt, sein 
Gesch jiftslukal und seine Geschäftseinrichtung den Signatar- 
mächten für die Tätigkeit eines jeden besonderen (also freien) 
Schiedsgerichts zur Verfügung zu stellen.'' 

Die Kosten des Bureaus werden nach einem Besehluss 
des Komitees in zweiter Lesung von den Signatarmächten 
nach dem für das internationale Bureau des Weltpostvereins 
festgestellten Vcrteilungsinassstabe getragen. 

Was aber die rrozesskosten betrifft, so trägt jede Partei 
ihre eigenen Kosten ganz und die Kosten des Schiedsgerichts 
zu gleichem Anteile*). 

•1. Kin ständiger Verwaltungsrat schliesst die Schieds- 
organisation ab 3 ). 

Der Verwaltungsrat war schon im Pauncefotesehen Knt- 
wurf vorgesehen, aber die heutige Organisation geht auf einen 
eigenen Abäiideruiigsantrag von Pauncefote zurück. Wäh- 
rend im Kntwurf die (holländische) Begierung beauftragt war, 
den aus fünf Mitgliedern und einem Sekretär bestehenden Ver- 
waltungsrat frei einzurichten, bestellt derselbe nach dein Art. 28 
aus den im Haag beglaubigten 4 ) diplomatischen Vertretern der 

i) Art. 2'.). 
*) Art. .77. 
3) Art. 2S 

•O Nach dem Antrag Pauncefoto biess es „residierenden". Der heutige 
Text geht auf eine Anregung von Asser zurück, welcher indes von Dr. Zorn und 
d' Est our ii e lies bektfiupft und in der ersten Lesung des Komitees abgelehnt worden 
wur. In der dritten Losung erneuerte der erste schwedische Vertreter Uildt den 
Antrag Asser und wie* darauf hin, dass der im Haag akkredidierte schwedische 
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Signatarmächte und dem niederländischen Minister der aus- 
wärtigen Angelegenheiten als Vorsitzenden. Man wollte durch 
diese Organisation dem neuen Werk mehr Stetigkeit geben. 

Der Verwaltungsrat behält das von ihm errichtete und ein- 
gerichtete internationale Bureau, dessen Beamten er «auch er- 
nennt und entlässt, unter seiner Leitung und Aufsicht und 
trägt fiir die äussere Einrichtung des Schiedshofs, von dessen 
Bildung er den Mächten Nachricht zu geben hat, Sorge. Er 
entscheidet alle Verwaltungsfragen, die sich in Beziehung auf 
den Geschäftsbetrieb des Schiedshofs erheben. Der Verwal- 
tungsrat teilt allen Signatarmäehten unverzüglich seine all- 
gemeinen Anordnungen mit und erstattet ihnen einen Jahres- 
bericht über die Geschäftstätigkeit und Ausgaben. 

5. Der ständige Schiedshof im Haag ist mittlerweilen 
eingerichtet worden und hat bereits funktioniert. 

Am 15. September 1902 trat das llaager Schiedsgericht 
zum erstenmal in Tätigkeit. Es entschied einen Streit Mexikos 
und der Vereinigten Staaten von Amerika um geistliche Gilter. 
Amerika ernannte als Schiedsrichter Sir Ed war Ery, Mitglied 
des englischen Privy Council und v. Martens in Peters- 
burg. Mexiko bestellte zwei Holländer: Asser und Loh- 
ma n. Diese vier wählten als Obmann einen Dänen, Pro- 
fessor Matzen. Als Anwälte waren tätig ftlr die Vereinigten 
Staaten Stewart, Mac Enernev und Descainps, fiir 
Mexiko Bcemaert und Delacroix. Zu Agenten waren be- 
stellt fiir die Vereinigten Staaten der Advokat Ralston von 
Washington und fiir Mexiko der Gesandte Pardo im Haag. 

Der holländische Minister des Äussern van Lvnden 
fUhrte das neue Schiedsgericht ein, indem er ausführte, es sei 
der neuen Welt vorbehalten gewesen, der alten Welt ein Vor- 
bild zu geben. Alle Schiedsrichter waren Ausländer. 

Gesandte in lirüssol wohne und somit im Verwaltungsrat nicht vertreten sein könne. 
Jetzt wurde der Antrag mit 5 gegen 4 Stimmen angenommen. Doch wurde zu 
Protokoll festgestellt, dass die Diplomaten im Haag ihren Wohnsitz nehmen müssen, 
wo ihnen alle einschlägigen Mitteilungen und Herufungsschreiben zugestellt werden 
sollen. 
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Das Schiedsgericht verurteilte am 14. ( >ktbr. 1902 Mexiko 
zur einmaligen Zahlung von 1.420,<;82 ,: 1))0 Dollars und zur 
Entrichtung von.lahresrentcn in der Höhe von 43,050'*' I0J Dollars. 

Audi in dem Streit Deutsehlands mit Venezuela iu diesem 
.lahr einigte mau sieh schliesslich dahin, die Reklamationen 
zweiter Klasse, d. Ii. die Verteilung der Ansprüche deutscher 
Reichsangehöriger aus dem jetzigen Bürgerkrieg in der Höhe 
von 4 5 Millionen Mark durch das Haager Schiedsgericht 
entscheiden zu lassen. Kbenso haben schon andere Staaten 
vertragsmassig die Forderungen ihrer Angehörigen au Vene- 
zuela an das Haager Schiedsgericht verwiesen, wobei die 
Königin der Niederlande den Obmann ernennen soll. 

III. Hei der Würdigung der Sehiedshof-I nstitution 
ist vor allem zu betonen, dass nicht eine Art von Völker- 
areopag mit einer alle Staaten umfassenden Rechtssprechung 
geschaffen wurde. 

Was gegen diesen spricht'), kann nicht auch gegen das 
Haager Schiedsgericht ausgespielt werden. Diesem fehlt vor 
allem die kosmopolitische (Grundlage. Ks ist nicht die feste. Ge- 
richtsform eines Weltstaates, sondern die Bildung erfolgt ad 
hoc vom Roden der einzelstaatlichen Souveränität aus. Die 
(•rundlagen der bisherigen Sehicdsgerichtsverfassung sind nicht 
verlassen worden ; denn das ständige Schiedsgericht im Haag 
ist auch nur ein vereinbartes Gericht"), dem weiterhin nicht 
alle Streitfälle sondern nach Massgabe spezieller Abmachungen 
besondere Rechtsstreitigkeiteu unterbreitet werden. Lediglich 
deshalb hat Deutschland schliesslich seine Zustimmung zum 
Schiedshof pro jekt gegeben 3 ). 

Für die Vereinbarung sind nur durch die Liste Schranken 
errichtet, und mangels unmittelbarer Verständigung greifen 
gewisse Bestimmungen Platz. Auch stellt sich ein Verwal- 
tungsorganismus fördernd zur Verfügung, und der Hinweis 

') Vgl. meine , .Völkerrechtlichen Schiedsgerichte" 1S90 S. 2'A ff. 
•-*) Diesem habe ich schon 1890 meine volle Sympathie entgegengebracht. Vgl. 
a. a. 0. S. 39. 

3, Vgl. oben S. 24 f., 29. 
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der Neutralen auf (Jas ständige Schiedsgericht erscheint als 
die Betätigung guter Dienste. 

In diesen Bestimmungen liegt eine wesentliche Fortbildung 
des Schiedsrechts. Es ist alles sozusagen bereit gestellt, und 
die Parteien brauchen nur zuzugreifen. Auch ist der ständige 
Schiedshof im Haag ein dauerndes Mene Tckel zu gunsten 
friedlicher Beilegung von Streitigkeiten, ein Wahrzeichen inter- 
nationaler Beehtsgemeinsehaft , dem mau ohne moralische 
Verurteilung nicht den Respekt versagen kann 

Neuestens ist zu gunsten des Haager Schiedshofs auf 
Kosten der freien Schiedsgerichte eine Bewegung im Gang. 
Gewiss ist die Institution des ständigen Schiedshofs die ent- 
schiedenste und wertvollste Verkörperung de» Friedensgedankens. 
Aber man darf nicht vergessen, dass die J Iaager Konferenz 
selbst nicht bloss ftir die freien Schiedsgerichte Baum Hess, 
sondern es auch ablehnte, durch eine besondere Empfehlung 
des ständigen Schiedshofs die Sehiedssprechung zu schädigen 1 ). 
Die Staaten glauben, wie es scheint, ihrer Würde immer noch 
am wenigsten zu vergeben, wenn sie in wirklieh ernsthaften 
Streitigkeiten, wo es sieh um mehr als einen Kirehenschatz 
oder andere Gehlforderungen handelt, von einem Staatsober- 
haupt die Entscheidung begehren. Der Sehiedsgedanke ver- 
langt, dass man hier keinerlei Schwierigkeit macht. 

Das Ilaagcr Schiedsgericht kann ja auch in der Weise 
gebildet werden, dass ein einziger Listenmann betraut wird 2 ). 
Staatsoberhäupter, die übrigens ja auch im Art. 33 privi- 
legiert werden 3 ), sind aber über jede besondere Listenquali- 
fikation erhaben; und wenn die im Streit befindlichen Mächte 
über die Tüchtigkeit eines anderen, auch privaten Schieds- 
richters einig sind, so soll es ihm nichts schaden, dass 
er auf der Liste fehlt. Auch andere Bestimmungen zeigen, 
dass die Grenze zwischen ständigem und freiein Schiedsgericht 

1) Vsrl. ohen 8. 29 f 

2) Vd. ..ben s. 

») Vgl. unten S. 44. 
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überbrückt ist, ein Grund mehr, liier der Freiheit keine 
Sehranken zu setzen. Die Hauptsache ist Schiedsgericht, 
nicht Haager Schiedsgericht! Die Einrichtung des Haager 
Schiedshofs will tllr die Schiedssprechung nur Erleichterungen 
bieten. Uni so besser, wenn Staaten derselben gar nicht be- 
nötigen. 

3. Das Schiedsverfahren. 

I. Die Bedeutung einer Sc hi edspr ozesso rdnung 
liegt orten zu Tag. Audi der Descamps'sehe Bericht brachte 
es in Erinnerung, wie wünschenswert es sei, dass für das 
Schiedsgericht feste Prozessregeln aufgestellt werden. Je öfter 
sich die Schiedssprechung wiederholte, desto mehr empfand 
man das Bedürfnis nach solchen allgemein geltenden Bestim- 
mungen, damit man nicht genötigt wäre, an Vorfragen seine 
Kräfte zu verbrauchen. Das „Institut de droit international* 
hatte 18715 nach einem Entwurf des Prof. Goldschmidt 
in Berlin eine Schiedsprozessordnung verfasst und den Re- 
gierungen zugestellt. Dieselbe war in erster Linie der Völker- 
rechtspraxis entnommen und im übrigen unter Berücksichtigung 
der verschiedenen llechtsgruudsätze über privatrechtliche 
Schiedsgerichte und der internationalen Bedürfnisse frei ent- 
wickelt. Doch war das lediglich eine Privatarbeit, und es 
bedurfte immer erst eines Rezeptionsbeschlusscs, wenn sie be- 
stimmend werden sollte. Sie wurde jetzt eine bedeutsame Vor- 
arbeit für die Haager Konferenz. Auch noch andere Arbeiten 
waren früher in Angriff genommen worden; und in steter 
Weitcrentwickelung der Sehiedsrechtspraxis waren für eine Reihe 
von Schiedstallcn wichtige Grundsätze des Verfahrens fest- 
gelegt worden, welche das Ergebnis langjähriger Übung waren. 
Nun war man endlich soweit, dass man glaubte, aus den wissen- 
schaftlichen Arbeiten und praktischen Erfahrungen eine Zu- 
sammenstellung von Vorschriften machen zu sollen, welche 
mit einiger Sicherheit auf allgemeine Annahme rechnen konnte. 

Der russische Ilauptentwurf bezeichnete es dcingemäss iin 
Alt. !.*>, welcher im wesentlichen im heutigen Art. 30 auf- 
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gegangen ist, als im Interesse der Schiedssprechung gelegen, 
eine Schiedsprozessordnung ein- für allemal zu vereinbaren 
und stellte zu diesem Zwecke in der Anlage einen besonderen 
Entwurf, ein „projct de code d'arbitrage u zur Vertilgung, der 
dann auch die Grundlage der Beratung bildete, aus welcher 
sehliesslieh das dritte Kapitel („Schiedsverfahren") des heutigen 
Abkommens (Art. 30 — 57) hervorging. 

Damit ist in Krfiillung gegangen, was ich schon 1800 
anstrebte, indem ich erklärte: .,Es wäre zu wünschen, das» 
sich die Staaten über ein Reglement betr. das schiedsgericht- 
liche Verfahren einigen. Der Entwurf des volkerrechtlichen 
Instituts könnte dabei zu gründe gelegt werden.- 1 ) 

Hat bis jetzt die völkerrechtliche Lehre vom schiedsge- 
richtlichen Verfahren zu den komplizierteren Lehren der Rechts- 
wissenschaft gehört, so ist nunmehr durch das Abkommen 
eine klare und einfache Situation geschaffen. 

Die hier festgelegte Schiedsprozessordnung ist subsidiärer 
Natur, d. h. sie greift nur Platz, soweit nicht die Parteien 
über andere Bestimmungen übereingekommen sind. 1 ) Schranken 
sind für diese Bestimmungen nicht aufgestellt. 

Damit ist die Selbständigkeit und Freiheit der Staaten 
gewahrt, aber auch ihrem Interesse vorgearbeitet. Die Par- 
teien finden jetzt eine allseitig geprüfte Prozessordnung vor, 
die ohne weiteres massgebend ist, wenn sie nicht im beson- 
deren Übereinkommen abgelehnt wird. 

Der Schiedsreehtsgedanken hat damit eine glänzende Be- 
wertung und Fortbildung erfahren. 

IL Die Organisationsfrage beschäftigt sich mit den 
Schiedsrichtern und Parteivertretern. 

I. Zur Schiedssprechung kommt man nach wie vor auf 
dem Weg des Compomissuin und Receptnm. 

Das Compomissuin ist der „Schiedsvertrag" — auch die 
Schiedsklausel worin sieh die Parteien über die schieds- 

>) „Völkerrechtliche Schiedsgerichte" 8, 39. Vgl. auch S. 9. 
«) Art. »0. 
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richterliche Austragung eines Streites mit der Wirkung einigen, 
dass sie dem Schiedsspruch nach Treu und Glaube unter- 
worfen sind. In diesem Schiedsvertrag sind auch die Befug- 
nisse der Schiedsrichter bestimmt. 1 ) Das Receptum ist der 
Vertrag der Parteien mit dem Schiedsrichter, durch welchen 
das Sehiedsrichteramt übertragen und angenommen wird 2 ). 
Natürlich kann jeder Schiedsrichter ablehnen. 

Hier war insbesondere des mittlerweilen beschlossenen 
ständigen Schiedshofes zu gedenken. Demgemäss schlug der 
russische Bevollmächtigte v. Martens eine Fassung vor, 
welche den Parteien das Hecht gibt, ihren Streit sowohl bei 
freigewählten Richtern als bei dem ständigen Schiedshof an- 
zubringen 3 ). 

Im letzten Falle greifen die Bestimmungen über den 
ständigen Schiedshof Platz 4 ), der jederzeit zugänglich und 
für alle Schiedsfalle zuständig ist und mangels entgegen- 
stehender Abmachung gleichfalls nach Massgabe der Schieds- 
prozessordnung tätig wird 5 ). 

Im andern Fall ist der Art. 32 massgebend. Dieser 
rechnet übrigens auch mit der Möglichkeit eines einzigen 
Schiedsrichters und überlässt, falls ein Souverän oder sonstiges 
Staatsoberhaupt gewählt ist, diesem auch die Regelung des 
Verfahrens 6 ). Die Souveräne erledigen nämlich derartige Ge- 
schäfte herkömmlich durch Vertreter oder nach Art der 
Staatsangelegenheiten. Bl mite h Ii war deshalb dafür gewesen, 
dass man die Monarchen aus dem Spiel lasse. Aber das kann 
man ruhig den Parteien anheimstellen. Die Staaten empfangen 
erfahrungsgemäss ihr Urteil lieber von einem Staatsoberhaupt, 
und sie können ja vertragsmässig ausmachen, wie die Urteils- 
tinder zu bestimmen sind. 

') Art. 81. 

-*) Art. 82 Abs. 1. 

») a. a. O. Vgl. ol.en S. 29 f. 

«I Art. 24. 

•'•) Art. 20, 21. 

f>) Art. 8». 
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In der Bestellung eines freigewählteij Schiedsgerichts 
stimmt der Art. 32 mit dem Art. -4 vollständig übereilt 1 ). 
Kommt es hiernach zu keiner unmittelbaren Verständigung, 
so ernennt jede Partei zwei Schiedsrichter*), die, wie auf An- 
regung des bulgarischen ersten Vertreters Dr. Staneioff 
ausdrücklieh festgestellt wurde, beide dem ernennenden Staat 
angehören können. Manche Rede Hess sogar den Sehluss zu, 
dass man solche Parteivertretungen für den normalen Zustand 
hielt. Vgl. unten S. 53 f. 

Die Schiedsrichter wählen gemeinschaftlich einen Obmann, 
welcher bei Stimmengleichheit durch eine von den Parteien ver- 
einbarte dritte Macht 3 ) resp. bei Unmöglichkeit einer solchen 
Einigung durch die von den Parteien gewählten beiden Mächte 
bestellt wird. 

Der Obmann ist Vorsitzender des Schiedsgerichts, welch 
letzterer nötigenfalls vom Schiedsgericht selbst ernannt wird 4 ). 

Der Antrag des schwedischen ersten Bevollmächtigten 
Bildt, dass die Wahl des Obmanns der Bestätigung der 
Parteien bedürfe, wurde abgelehnt. Des camp s hob in diesem 
Zusammenhang hervor, dass die Parteien mit den von ihnen 
ernannten Schiedsrichtern ausreichende Beziehungen hätten 
und die Bestätigung nicht dem moralischen Ansehen der 
Schiedsrichter entspreche. Das passt zwar nur für den Fall, 
dass die Schiedsrichter selbst den Obmann wählen. Aber es 
empfiehlt sich in der Tat nicht, für den Fall, dass die Par- 
teien nicht einig werden können, durch das Aufweifen der 
Bestätigungsfrage weitere Schwierigkeiten zu schaffen. 

Wenn ein Schiedsrichter stirbt, zurücktritt oder aus irgend 
einem Grund verhindert ist, erfolgt sein Ersatz in der für 
seine Ernennung vorgesehenen Weise '■'). 

") Vgl. oben S. 35 f. 

• ] Dosramps hatte einen beantragt. 

3) D«t erste Kutwrurf wie die Descainpasche Redaktion hntte hier „dritte 
Person." 

<) Art. U. 
i) Art. 3^. 
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Der russische Entwurf hatte fUr diesen Fall den ganzen 

Schiedsvertrag hinfällig werden lassen. 

Es handelte sich hier um einen alten Streit. Der hollän- 
dische Bevollmächtigte Asscr war es, welcher im Komitee 
die Prinzipienfragc aufwarf und dabei ausführte, der betreffende 
Staat selbst habe für Ersatz zu sorgen und der Schiedsvertrag 
bleibe in Kraft. 

So war es auch in den Verträgen und in der Praxis ge- 
halten worden, was insbesondere auch von Pauncefote und 
Nigra verwertet, aber von Martens und Holls als prinzip- 
widrig bekämpft wurde. Die letzteren führten wiederholt aus : 
die Schiedssprechung ruhe auf dem persönlichen Vertrauen 
in die Schiedsrichter. Mit dem Beauftragten falle auch der 
Auftrag; versage ein Schiedsrichter, so werde der ganze 
Schiedsvertrag hinfällig und es müsse ein neues Kompromiss 
geschlossen werden. 

Aber Asser erwiderte mit Recht, die Regierungen 
könnten ihr Vertrauen ja auf einen anderen übertragen. 
Auch der deutsche Bevollmächtigte Dr. Zorn erklärte: haben 
sich zwei Staaten einmal auf die Schiedssprechung geeinigt, 
so darf sie kein Zufall mehr um die Früchte dieser Be- 
mühung bringen. 

2. Beim Schiedsgericht weiden Bevollmächtigte oder 
Agenten zum Zwecke der Yennittelung sowie Rechtsbei- 
stände oder Advokaten zur Wahrnehmung der Parteiinter- 
essen zugelassen 1 ). 

In einer Konimissionssitzung warf der Bevollmächtigte 
der Vereinigten Staaten Seth Low die sog. lnkompatibilitäts- 
frage auf. Tst es den Mitgliedern des Schiedshofs, welche 
nicht gerade in einem Schiedsgericht beschäftigt sind, erlaubt, 
in einem solchen als Agenten oder Advokaten zu wirken? 

In der Komiteesitzung am folgenden Tage gab der ameri- 
kanische Bevollmächtigte, Advokat Holls, welcher wieder- 
holt auf eine Lösung dieser Frage drang, folgendes Beispiel: 

i) Art. 37. 
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Zorn ist von Siam als Richter bestellt. Kann er da auch für 
Deutschland Advokat sein, natürlich nicht in derselben Streit- 
sache, aber doch vor dem Haager Schiedsgericht? Und weiter: 
Kann jemand, der bereits eine Anwaltsvertretung angenommen 
hat, noch auf der Liste der Schiedsrichter stehen bleiben ? 

Descamps bejahte die letzte Frage; sonst winden sich 
fähige Schiedsrichter nicht in die Liste eintragen lassen, um 
sich die Möglichkeit zu erhalten, zum Advokaten oder Agenten 
gewählt zu werden. 

Der französische Vertreter Bourgeois führte aus, es gebe 
nur eine zeitliche Inkompatibilität. Man könne nicht zugleich 
in einem Schiedsgericht Mitglied und in einem anderen Ad- 
vokat oder Agent sein. Habe aber jemand nicht gerade als 
Schiedsrichter zu tun, so könne ihn der Umstand, dass er auf 
der Liste stehe, nicht hindern, als Agent oder Advokat auf- 
zutreten. 

Das Komitee beschloss auf Grund dieser Anregung, fol- 
gende von Descamps vorgeschlagene Erklärung in den Be- 
richt aufzunehmen : 

Kein Mitglied des Schiedshofs kann während der Dauer 
seines Amtes als Mitglied eines Schiedsgerichts den Auftrag 
als Agent oder Advokat vor einem anderen Schiedsgericht 
annehmen. 

Damit war anerkannt, dass Mitglieder des Schiedshofs, 
welche nicht gerade Mitglieder eines Schiedsgerichts sind, als 
Advokaten und Agenten in einem Schiedsgericht tätig sein 
können. Die Inkompatibilität war insoweit verneint. 

Anerkannt war aber, dass Mitglieder des ständigen Schieds- 
hofs nicht zu gleicher Zeit an einem Schiedsgericht Mitglied 
und au einem anderen Advokat oder Agent sein können. In- 
soweit war die Inkompatibilität bejaht. 

Dieser Beschluss beschäftigte sich übrigens nur mit dem 
im Schosse des Schiedshofs gebildeten Schiedsgericht. 

Die Kommissou nahm die Erklärung des Komitees zur 
Kenntnis, nachdem Holls noch einmal vergeblich versucht 

4 
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hatte, für den englisch - amerikanischen Grundsatz „once a 
judge, always a judge" eine Lanze zu brechen. Holls ver- 
trat die Ansicht, dass die Schiedsrichter höchstens von ihrem 
eigenen Land resp. dem ernennenden Staat ein Anwaltsmandat 
annehmen können. Man müsse es verhindern, dass ein Schieds- 
hofmitglied, nachdem es kurz zuvor Recht gesprochen hat, 
auf einmal vor seinen früheren Kollegen mit einer bei seinem 
richterlichen Amt geborgten Autorität als Advokat auftrete. 
Des camp s aber wies mit Nachdruck darauf, dass Staaten, 
welche hier weitere Beschränkungen wünschen, diese bei der 
Ernennung ihrer Schiedsrichter ja auferlegen können; Sache 
eines allgemeinen Abkommens sei das nicht. 

III. Das Schiedsgericht entscheidet über die zu wählende 
Sprache'). 

Ist das Schiedsgericht auch befugt, seine Zuständigkeit 
zu bestimmen? 

In dem berühmten Alabamafall, welcher die Schiedsfrage 
so mächtig gefordert hat, war die Frage bejaht worden. 
Geffcken erklärte es aber nach wie vor als irrig. 

Das war eine alte Streitfrage, in deren Beantwortung auch 
die Bevollmächtigten der Konferenz nur schwer zu einer Eini- 
gung kamen. Gegenüber der Forderung Assers, hier dem 
Schiedsgericht die grösste Freiheit zu lassen, wurde von Bour- 
geois geltend gemacht, dass dies unter Umständen sehr nach- 
teilig sein könne. Der jeweilige Schiedsvertrag allein dürfe 
massgebend sein. Andernfalls würde man den Staaten die 
Schiedsgerichte verleiden $ denn diese würden den Schiedsspruch 
nur dann anrufen, wenn sie keine Überraschungen zu ge- 
wärtigen hätten. 

Man erkannte aber, dass die Sehiedssprcchung wie jede 
Rechtsprechung eines festeren Rückhaltes bedürfe, und dem- 
gemäss bestimmt der Art. 48: 

„Das Schiedsgericht ist befugt, seine Zuständigkeit zu be- 
stimmen, indem es den Schiedsvertrag, sowie die sonstigen 

») Art. 3S. 
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Staatsverträge, die für den Gegenstand angeführt werden 
können, auslegt und die Grundsätze des Völkerrechts an- 
wendet." 

Ich habe schon früher erklärt'): „Wenn die Kompetenz 
mittelst strikter Interpretation nicht festgestellt werden kann, 
so ist sie doch im Zweifel zu bejahen. Denn es erfolgt hier- 
durch kein Eingriff in die Befugnisse eines ordeutlichen Ge- 
richts, und es wird immerhin die Entscheidung einer sonst 
streitigen Angelegenheit herbeigeführt, der gegenüber ja immer 
noch die Möglichkeit eines kriegerischen Auftrags verbleibt. 
Bei dieser Sachlage lege ich dem Einwand, eine Behörde könne 
den Akt nicht authentisch interpretieren, der sie erst geschaffen 
habe, keine besondere Bedeutung bei." Auch die staatlichen 
Gerichte fassen über ihre Kompetenz Besehluss. 

IV. Die auf das Verfahren bezüglichen Anordnungen 
zur Leitung der Streitsache werden vom Schiedsgericht erlassen. 
Dasselbe bestimmt auch die Formen und Fristen für die An- 
tragstellung der Parteien und ordnet die Beweisaufnahrae 2 ). 

Das Schieds verfahren zerfallt regelmässig in zwei geson- 
derte Abschnitte: das Vorverfahren und die Verhandlung 3 ). 

1. Das Vorverfahren umfasst die Aktenproduktion 4 ), 
wobei zu beachten ist, dass jedes von einer Partei vorgelegte 
Schriftstück der andern Partei in vorsehriftsmässiger Form 
und Frist zugeleitet weiden inuss '). 

Nach dem Schluss des Vorverfahrens ist das Schieds- 
gericht befugt, alle neuen Aktenstücke und Urkunden von der 
Verhandlung auszuschlicssen, falls nicht die Gegenpartei aus- 
drücklich ihre Einwilligung erklärt 6 ). 

Andcruteils kann aber das Schiedsgericht, falls sich eine 
Partei während der Verhandlung auf neue Aktenstücke beruft, 

») .Völkerrechtliche Schiedsgerichte' 1890, SS. 14 f. 

») Art. 4!). 

3» Art. 39. 

*) a. a. 0. 

5) Art. 40. 

«) Art 42. 

4* 
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die Vorlage der letzteren verlangen, wenn es dieselben in 
Betracht zu ziehen gedenkt'). Natürlich müssen dieselben 
dann auch der Gegenpartei mitgeteilt werden 8 ). 

Auch darüber hinaus kann das Schiedsgericht die Vorlage 
aller nötigen Aktenstücke und Aufklärungen verlangen. Im 
Falle der Verweigerung nimmt das Schiedsgericht von ihr 
Vermerk 5 ). 

Dieser Bestimmung zumal legte man mit Recht eine 
grosse Bedeutung bei. Das Schiedsgericht kann hiernach einer 
Partei nach Bedürfnis die Auflage machen, ihre Aussagen zu 
rechtfertigen; und kommt sie dieser Auflage nicht nach, so 
tut sie das auf eigene Gefahr. Der Art. 44 wahrt also in 
gleicher Weise das Recht des Schiedsgerichts und die Freiheit 
der Parteien. 

2. Die Verhandlung besteht in den mündlichen Partei- 
vorträgen vor dem Schiedsgericht*). 

Sie wird vom Vorsitzenden geleitet und ist nur dann 
öffentlich, wenn unter Zustimmung der Parteien ein diesbezüg- 
licher Beschluss des Schiedsgerichts ergeht 8 ). Über die Ver- 
handlung wird ein Protokoll aufgenommen, welches öffentliche 
Beweiskraft hat 6 ). Auch die Stimmenthaltung bei der Ab- 
stimmung ist zu protokollieren 7 ). 

Es ist Freiheit der Verteidigung garantiert 8 ). Die Partei- 
vertretcr können auch Einreden und Zwischenstreit erheben, 
worüber dann endgültig entschieden wird*). Die Mitglieder 
des Schiedsgerichts sind befugt, an die Parteivertreter Fragen 
zu stellen und von ihnen Autklärungen zu fordern 10 ). Die 

i) Art. 43. 
*) a. a. O. 
3) Art. 44. 
*) Art. 3ü. 
5) Art. 41. 
«) u. a. 0. 
') Art. 51. 
s) Art. 45. 
Art. 46. 

if) Art. 47. Die Schlu&tWsliiiunuui; des Art 44 wirkt aucli hierher. 
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Fragen und Bemerkungen der Schiedsrichter sind ohne prä- 
judizielle Bedeutung für das Schiedsgericht 1 ). 

Nachdem die Parteivertreter alle Beweise und Aufklä- 
rungen geliefert haben, spricht der Vorsitzende den Sehluss 
der Verhandlung aus*). 

V. Die Beratung des Schiedsgerichts ist stets geheim 3 ); 
und die Entscheidung erfolgt mit Stimmenmehrheit 4 ); aber 
nicht etwa der anwesenden, sondern aller ernannten Mitglieder 
des Schiedsgerichts. Die Streichung von „presents" im rus- 
sischen Entwurf erfolgte, um bessere Garantien zu geben, die 
um so wünschenswerter waren, als keine Bestimmungen über 
Beschlussfähigkeit vorgesehen sind. Man sprach in der Kom- 
mission auf Anregung des rumänischen Bevollmächtigten 
Papiniu auch über den Fall, dass es bei einer das Haager 
Abkommen den »gierenden Besetzung nicht möglich sei, eine 
Majorität zu erzielen und kam zu dem Resultat, dass es den 
beteiligten Regierungen überlassen bleiben müsse, hier ent- 
sprechende Abhilfe zu schaffen. 

Der Schiedsspruch ist schriftlich abzufassen und von 
jedem Mitglied des Schiedsgerichts zu unterzeichnen. Die 
in der Minderheit gebliebenen Mitglieder haben das Recht — 
nicht, wie der Entwurf gewollt hatte, die Pflicht — die Ver- 
weigerung ihrer Zustimmung festzustellen 5 ). 

Ist der Schiedsspruch auch mit Entscheid ungsgründeu 
zu versehen? 

Der russische Entwurf hatte durch sein Schweigen die 
Frage verneint. Dass sie aber schliesslich bejaht wurde*), ist 
vor allem das Verdienst des deutschen Bevollmächtigten 

i) Art. 47. 
ä) Art. 50. 
») Art. 51. 

*) a. a. 0. Die völkerrechtliche Praxis stand schon bisher auf diesem Boden. 
Die Behauptung der vereinigten Staaten 1877 (nach dem Schiedsspruch von Halifax) 
ein Schiedsspruch erfordere Einhelligkeit, wurde von England mit Erfolg zurück 
gewiesen. 

Art. 52. 
") a. a. 0. 
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Dr. Zorn, welcher einen diesbezüglichen Antrag stellte und 
wiederholt verteidigte. Der rechtliche Charakter der Sehieds- 
sprechung redete hier entscheidend mit. 

v. Martens sprach von der politischen Natur der Schieds- 
sprechung: die Schiedsrichter seien nicht allein Richter, son- 
dern auch Vertreter ihrer Regierungen. Da sei es denn ein 
starkes Stück, wenn man von ihnen verlange, dass sie nicht 
bloss ihre Regierung verurteilen, sondern dieses Urteil auch 
rechtfertigen und demgemäss verschärfen. Das gelte weniger 
für die eigentliche Urteilsbegründung als für die Darstellung 
des Tatbestandes, oder die Feststellung, dass eine Partei nicht 
richtig gehandelt habe. Der juristische Fortschritt bedeute somit 
ein praktisches Hindernis ; denn die Schiedsrichter aus dem ver- 
urteilten Staate würden sich bei der Notwendigkeit der Begrün- 
dung der Stimme enthalten, wodurch der Schiedsspruch an 
seiner moralischen Bedeutung verliere. 

Im übrigen wollte damit die Urteilsbegründung natürlich 
nicht verboten, sondern nur die Freiheit gewahrt werden. 

Der belgische Bevollmächtigte Descamps erkannte die 
politische Tragweite der russischen Auflassung zwar an, aber 
er meinte, eine nur kurze Begründung würde noch nicht die 
befürchtete Folge haben. Die Schiedssprechung sei cineGerichts- 
sache und da könne man auf die Entscheidungsgründe nicht 
verzichten. Die Pflicht der Urteilsbegründung sei überall ein 
wesentlicher Schutz für die ( Jerichtsuntertauen und bedinge 
den Fortschritt des Rechts. 

Dr. Zorn sagte: Schiedssprüche sind Rechtsentscheidungen, 
und diese kann man sich ohne Begründung nicht denken. 
Der holländische Bevollmächtigte R a h usen fügte dem hinzu: 
Der Schwerpunkt liegt überhaupt mehr in den Entscheiduugs- 
gründen als in der Entscheidung selbst. Sein Landsmann 
Asser hatte sich in diesem Sinn schon früher ausgesprochen 
und dabei den russischen Vertreter gefragt, ob er auch nur 
einen einzigen Schiedsspruch nennen könne, der nicht be- 
gründet worden sei. Aber v. .Martens antwortete, in der 
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Alabama- und in der Behringsfrage hätten einige Mitglieder 
wegen der Begründung ihre Unterschritt verweigert. 

Der serbische Bevollmächtigte Dr. Veljkoviteh flihrte 
aus, man befürchte mit Tinrecht, dass die Motive politischer 
Art sein könnten, wodurch die betreffenden Staaten biossge- 
stellt würden. Die Schiedssprüche hätten mit der Politik 
nichts zu tun, und Schiedsrichter, welche in ihre Entschei- 
dungen die Politik hineintragen, würden den Rahmen ihrer 
Zuständigkeit verlassen. Ks sei vielleicht gut, im Protokoll 
festzustellen, dass der Schiedsspruch keine Erwägungen poli- 
tischer Art enthalten dürfe. 

Aber der Berichterstatter Descamps verwiderte, der 
Richter sei in seiner Begründung souverän. Man könne 
sicher sein, dass er bemüht sein werde, der Rechtsprechung 
zu dienen und nicht Politik zu treiben. 

Der Beschluss der Konferenz, dass Schiedssprüche mit 
Entscheidungsgründen versehen werden müssen, ist zu billigen. 

Der Charakter der Rechtsprechung muss hier entscheidend 
werden. Urteile erfordern eine Urteilsbegründung, und davon 
kann insbesondere angesichts des Nachprüfungsrechts nicht 
abgesehen werden. Stellen die nationalen Erwägungen hindernd 
im Weg, so ergibt sich daraus nur die Notwendigkeit, die 
Staatsangehörigen wegen Befangenheit vom Richterstuhl aus- 
zuschliessen. 

Diese Frage war nun auch in der Tat, aber in einem 
anderen Zusammenhang — zu Art. 24 — erörtert worden ; 
doch kam hier die Konferenz zu einem anderen Resultat. 

Der englische Entwurf hatte für Normalbesetzung des 
ständigen Schiedsgerichts die Drei-Zahl vorgesehen, und der 
amerikanische Bevollmächtigte Holls stellte daher den An- 
trag, es seien tiir diesen Fall zur Sicherung der richterlichen 
Unparteilichkeit die Staatsangehörigen vom Sehiedsrichtcramt 
auszuschliessen; denn die beiden seien in Wahrheit doch nur 
Parteivertreter, die auch im Vergleichsweg keine Zugeständnisse 
machen könnten; und deshalb sei der Obmann alleiniger Richter. 
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Asscr. Oral* Nigra und Odier unterstützten zwar den 
Antrag, aber auch hier kehrte der russische Bevollmächtigte 
v. Martens das politische Moment der Schiedsprechung her- 
vor: die Staaten würden eher die Schiedssprechung anrufen, 
wenn sie später im Gerichtshof vertreten seien. 

Uescamps sah in einer solchen Besetzung eine wün- 
schenswerte Garantie der souveränen Staaten und wollte eben- 
sowenig wie Dr. Zorn auf internationalem Gebiet den Grund- 
satz des nationalen Zivilprozesses gelten lassen, dass niemand 
Richter in eigener Sache sei. Bourgeois sah in der Partei- 
besetzung nicht bloss ein weises Zugeständnis, sondern auch 
einen natürlichen Ubergang von der diplomatischen zur ge- 
richtlichen Verhandlung. Im übrigen erkannte er an, dass 
hier die Sache beim ständigen und beim freien Schiedsgericht 
gleiehmüssig gelagert sei. Man fand es ganz natürlich, dass 
eine Partei überhaupt nur eigene Angehörige als Schieds- 
richter abordnet, so dass in Wahrheit die Entscheidung beim 
Obmann steht. 

Ich bin der Meinung, dass die Konferenz den Charakter 
der Rechtsprechung beim Schiedsgericht zu wenig und die 
Politik zu viel betont hat 1 ). Der praktische Mann muss 
damit rechnen, dass die Nationalen im Schiedsgericht im 
wesentlichen Parteivertreter sind. Die Parteien mögen solche 
Vertreter (Advokaten, Rechtsbcistände) nach Belieben bestellen, 
aber diese können dann «loch unmöglich zu gleicher Zeit 
Richter sein. Die weitere Eutwickelung des Sehiedsreeht« 
dürfte passenderweise hier noch einmal kritisch anzuknüpfen 
haben. 

VI. Der Schiedsspruch ist zu verkündigen und zuzu- 
stellen. In Anwesenheit der Partei Vertreter oder wenigstens 
nach deren gehöriger Ladung ist der Schiedsspnich in öffent- 

1 ) Und doch heisst es im Art. 15, die internationale Schiedseprechung sei eine 
richterliche Entscheidung auf Grund der Achtung vor dem Rechte. Warum be- 
schrankt man denn ferner die Schiedssprechung auf Rechtsstreitigkeiten und erklärt 
sie bei politischen Differenzen für unmöglich? 
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Hoher Sitzung zu verlesen') und dann den Agenten der streiten- 
den Teile mitzuteilen. Damit ist das Streitverhältnis endgültig 
und mit Ausschluss der Berufung entschieden.*) 

VII. Zur richterlichen Nachprüfung — die unterschieds- 
los Berufung und Revision genannt wird und keins von 
beiden ist — kommt es nur kraft besonderen Vorbehalts im 
Schiedsvertrag, der auch die Nachprüfungsfrist bestimmt. 3 ) 

Der Antrag auf Nachprüfung muss, unbeschadet ander- 
weitiger Vereinbarung, bei dem Schiedsgericht angebracht 
werden, das den Spruch erlassen und nunmehr auch nachzu- 
prüfen hat. Diese Identität des erkennenden und des nach- 
prüfenden Gerichts, macht vor allem die charakteristische Be- 
stimmtheit des internationalen Nachprüfuugsverfahrens aus. 

Der russische Entwurf*) hatte Nichtigkeitsgründe vorge- 
sehen (Nichtigkeit des Schiedsvertrags, Kompetenzüberschrei- 
tungen und Bestechung). Aber das Komitee sagte sich : Keine 
Nichtigkeitsgründe ohne Instanz! Einen Instanzenzug aber 
wollte man nicht 5 ). Man Hess daher diese Idee fallen und 
versuchte es mit der Nachprüfung. 

Der Antrag auf Nachprüfung kann nur auf die Er- 
mittelung einer neuen Tatsache gegründet werden, die einen 
entscheidenden EinHuss auf den Spruch auszuüben geeignet 
gewesen wäre und bei Schluss der Verhandlung dem Schieds- 
gericht selbst und der Partei, welche die Nachprüfung bean- 
tragt hat, unbekannt war. 

Das Schiedsgericht eröffnet das Nachprüfungsverfahren 
durch den Feststcllungs-Besehluss, dass neue Tatsachen be- 
kannt geworden sind, und dass insoweit der Antrag zulässig ist. 6 ) 

i) Art. bi. 
*) Art. 54. 
3) Art. 55. 
• ) Art. 26. 

Ich hatte 1890 vorgeschlagen, es ratige in der Schiedapiozeasordnung aus- 
gesprochen werden, dass über die Berechtigung einer Anfechtung zweitinstanzlich zu 
entscheiden »ei („Völkerrechtliche Schiedsgerichte") S. 39. 
«) Art. 55. 
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In Wahrheit handelt es sich hier um die Wiederauf- 
nahme des Verfuhren» mit nur vertragsma'ssiger Zulässigkeit 
und vertragsmäßiger Fristbestimmung. Man rechnete damit, 
wie Dr. Zorn in seiner Befürwortung des amerikanischen 
Antrags erklärte, dass eine Entscheidung endgültig und doch 
irrig sei. Die Nachprüfung war durch den Entwurf des 
Institut de droit international (Art. 13) vorbereitet, geht auf 
das amerikanische Sehiedshofprojekt zurück und fand in dem 
amerikanischen Bevollmächtigten Holls ihren unermüdlichen 
Verteidiger, während insbesondere Kussland und Belgien dem 
Nachprüfungsprin/ip abgeneigt waren. Die heutige Fassung ist 
übrigens nur das Ergebnis langer Kämpfe und mannigfacher 
Koniproinmisse. 

Ich bin der Meinung, dass die Nachprüfung nicht von 
einer vertragsmässigen Vorkehrung abhängig gemacht werden 
sollte; sie inüsste kraft Reehtssatzcs in jedem Fall zulässig 
sein. Denn im voraus lässt es sich schwer ermessen, ob man 
eine Nachprüfung ins Auge fassen muss. 

VIII. Der Schiedsspruch ist eine rech 1 1 i eh c En t Schei- 
dung, d. h. sie erfolgt durch Richter auf Grund des Rechtes 1 ). 
Sie bindet nur die Parteien, welche den Schiedsvertrag ge- 
schlossen haben*). 

Der auf den Antrag des holländischen Bevollmächtigten 
Asser angenommene Art. of» regelt das Interventionsrecht 
oder die Beteiligung dritter am Rechtsstreit. 

Der italienische Vertreter Graf Nigra wollte das Schieds- 
gericht ermächtigt sehen, die Frist zu bestimmen, in welcher 
der Schiedsspruch zu vollstrecken sei. Aber auf den begrün- 
deten Einspruch von Dr. Zorn wurde dieser Antrag zurück- 
gezogen. 

IX. Der Schiedsspruch entscheidet wohl den Streit; aber 
das Völkerrecht keimt zum Unterschied vom Privatrecht auf 
dem Schiedsrechtsgebiet keine Zwangsvol 1 Streckung; und 

i) Art. 15. 
*) Art. 56. 
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das ist seine Schwäche, die nie beseitigt weiden wird. Auch 
das als Schiedsrichter gewählte Staatsoberhaupt tritt mit der 
Fällung des Schiedsspruchs zurück und hat mit dem Vollzug 
nichts zu tun. Lehnt eine Partei den Schiedsspruch ab, so be- 
deutet das in keiner Weise eine Geringsehätzung oder un- 
freundliche Handlung gegen den Schiedsrichter. Man ist auf 
freiwillige Erfüllung angewiesen, die allerdings deswegen er- 
wartet werden kann, weil die Parteien im Schiedsvertrag die 
Verpflichtung übernommen haben, sich dem Schiedsspruch in 
jedem Fall auf Treu und Glauben zu unterwerfen. Sie sind also 
jetzt mehr denn früher der moralichen Verurteilung vor der 
ganzen Welt ausgesetzt. Damit muss man auszukommen 
suchen. Ich erklärtes schon früher 1 ): Das Völkerrecht ist bei 
freiwilliger Erfüllung alles, im anderen Fall nichts: das ist 
Tatsache, die keine Schwärmerei beseitigt. 

Die Haager Konferenz hat sich in der Geschichte des 
Völkerrechts ein ehrendes Denkmal gesetzt. 

Den ewigen Frieden brachte sie uns freilich nicht; aber 
den hält auch nur der Unverstand für möglich. 

So lauge es Menschen gibt mit Leidenschaften und Be- 
dürfnissen, gibt es Streit; und so lange es Staaten gibt, be- 
droht der Krieg wie ein Damoklesschwert die Menschheit. 
Wir müssen also wohl oder übel für ihn gerüstet sein. 

Die Haager Konferenz hat die Möglichkeit des Krieges 
bestimmt ins Auge gefasst und sich bemüht, durch eine mög- 
lichst präzise und humane Ausbildung des Kriegsrechts Will- 
kür und Grausamkeit einzudämmen, Härten und Missbräuclie 
zu beseitigen. Aber in den seltensten Fällen handelt es sich 
bei Streitigkeiten der Staaten um Existenz und Ehre, und 
mancher Waffengang kann vermieden werden. 

Wem es glückt, dem Vaterland einen Krieg zu ersparen, 
der hat sich um die ganze Menschheit verdient gemacht. 

i) „Völkerrechtliche Schiedsgerichte" S. 29. Vgl. mich oben S. 22. 
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Hier setzt das Abkommen zur friedlichen Erledigung inter- 
nationaler Streitfälle ein. 

Ein dauernder Friede ist durch dasselbe freilieh nicht 
gesichert. Aber auch Schlösser geben keine volle Sicherheit 
gegen Diebstahl und machen sich doch bezahlt. 

Am meisten bedrohen den Frieden die planmässigeu Ver- 
hetzungen der Nationen und unverantwortlichen Entgleisungen 
der öffentlichen Meinung. Die Selbstzucht der Tresse verbürgt 
den Frieden vielleicht besser als internationale Verträge. 

Der Präsident Staal hob am Anfang der Konferenz her- 
vor, dass man keiner Chimäre nachjagen wolle und sich vou 
Utopieen freihalten werde. 

Es kann der Konferenz bescheinigt werden, dass ihr dies 
gelungen ist. Sie hat mit ihren Beschlüssen den Boden der 
Realpolitik nicht verlassen. Enthusiasmus und Kritizismus 
reichten sich wohlwollend die Hand und schufen vereint eiu 
brauchbares Werk. 

Berufen durch einen edeldenkenden Kaiser und gelordert 
durch eine hochsinnige Königin, bot diese vom Geiste der 
Eintracht beseelte Versammlung schon durch ihre Zusammen- 
setzung die beste Gewähr. Die Ilaager Abkommen und Er- 
klärungen bilden einen Markstein in der völkerrechtlichen 
Entwickelung. 

Man kann nicht mehr hinter denselben zurtlck, und ins- 
besondere finden die Schwärmereien fiir den ewigen Frieden 
in den Haager Verhandlungen keine Stütze. Die Friedens- 
bewegung wird gut tun, damit zu rechnen. 

Andernteils aber kann und soll man Uber die Beschlüsse 
der Friedenskonferenz hinaus. In dieser Beziehung ist schon 
durch die Haager Resolutionen ein grosses Arbeitsfeld abge- 
steckt worden. Nehmen wir den Verlauf der Friedenskonferenz 
als gutes Zeichen fiir nachfolgende Taten! 
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Nun erübrigt mir noch, der wichtigeren Ereignisse zu 
gedenken, welche sich seit der letzten Stiftungsfeier an unserer 
Universität zugetragen haben. 

I. Was zunächst den Lehrkörper betrifft, so haben in 
den einzelnen Fakultäten folgende Veränderungen stattge- 
funden. 

In der theologischen Fakultät hat der Privatdozent 
Dr. Michael Faulhaber einen Ruf als ordentlicher Professor 
fllr alttestamentliehe Exegese an die Kaiser-Wilhelins-Uuiver- 
sität Strassburg erhalten und wird demselben mit Anfang 
Oktober Folge leisten; habilitiert hat sich als Privatdozent 
für das Fach der Dogmatik Dr. philos. et theol. Anton Seitz 
aus Windsheim. 

In der rechts- und Staats wissenschaftlichen Fakul- 
tät wurde der durch den Weggang des Professors Dr. Augustin 
Finger erledigte Lehrstuhl für Strafrecht und Strafprozess- 
recht vom 1. Oktober 1902 ab wieder besetzt durch Pro- 
fessor Dr. Friedrich Oetker, welcher aus Marburg hierher 
zurückberufen und dem auch die Vertretung des Rechts der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit Ubertragen wurde. 

lu der medizinischen Fakultät wurde mit Allerh. Ent- 
schliessung vom 14. Juni 1902 der ordentliche Professor, 
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Geheimer Rat, Exzellenz Dr. Albert von Koelliker auf An- 
suchen von der Vertretung der Histologie, Embryologie und 
vergleichenden Anatomie, sowie von der Leitung des Instituts 
für vergleichende Anatomie, Histologie und Embryologie in 
allerhuldvollster Anerkennung seiner langjährigen, hingeben- 
den und ausgezeichneten Leistungen enthoben und die Ver- 
tretung der genannten Fächer, sowie die Leitung des Insti- 
tuts dem ordentl. Professor der Anatomie Dr. Philipp S t ö h r 
übertragen. Der ausserordentliche Professor Dr. Otto von 
Frau quo schied mit 1. April 1903 aus dem Universitätsver- 
bande aus, um einem Rufe als ordentlicher Professor der Ge- 
burtshilfe und Gynäkologie au der deutschen Universität zu 
Prag Folge zu leisten. Den Privatdozenten Dr. Johannes 
Sobotta und Dr. Johannes Müller wurde mit Allerh. Ent- 
schliessung vom 26. v. Mts. Titel und Rang eines ausser- 
ordentlichen Professors verliehen; der Privatdozent Dr. Sommer 
wurde für das gegenwärtige Semester beurlaubt. Als Privat- 
dozenten habilitierten sich Dr. Otto Rostoski aus Wende- 
mark für das Fach der inneren Medizin und Dr. Ludwig 
Burkhardt aus Ansbach für Chirurgie. 

Die philosophische Fakultät hat in ihren beiden 
Sektionen empfindliche Verluste durch Berufungen nach aus- 
wärts erlitten, so gingen mit 1. April c. der ordentliche Pro- 
fessor für Mathematik Dr. Aurel Voss nach München und 
der ord. Professor der alten Geschichte Dr. Ulrich Wilcken 
nach Halle, während die ausserordentl. Professoren Dr. Wil- 
helm Wislicenus und Dr. Theodor Des Coudres, ersterer 
einem Rufe als ordentl. Professor ftir Chemie nach Tübingen, 
letzterer einem solchen als ordentl. Professor für Physik nach 
Leipzig, Folge leisteten; ein weiterer Verlust steht der Fakul- 
tät bevor durch den mit Ablauf des gegenwärtigen Semesters 
erfolgenden Übertritt des ordentl. Professors für Chemie und 
Vorstands des chemischen Instituts Dr. Arthur Hantzsch an 
die l'niversität Leipzig. Auch an den Professor der Physik 
und Vorstand des physikal. Instituts Dr. Wilhelm Wien war 
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ein Ruf an die Universität Leipzig ergangen, doch gelang es 
dem Entgegenkommen einer hohen Kgl. Staatsregierung den- 
selben unserer Universität zu erhalten. — Mit Allerh. Fnt- 
schliessung vom 20. November 1902 wurde genehmigt, das« 
die ausserordentliche Professur für neuere Geschichte an 
hiesiger Universität in eine ordentliche Professur umgewandelt 
werde, und wurden mit gleicher Entschließung die bisherigen 
ausserordentlichen Professoren Dr. Anton Chroust und Dr. Max 
Förster zu ordentlichen Professoren, letzterer ftlr englische 
Philologie, ersterer für neuere Geschichte und die historischen 
Hilfswissenschaften ernannt. Auf den seit läugercr Zeit er- 
ledigten Lehrstuhl für klassische Philologie und Pädagogik 
wurde vom 1. April c. ab der bisherige Kustos an der kgl. 
Hof- und Staatsbibliothek in München Dr. Franz Boll be- 
rufen. Der titulierte ausserordentlicher Professor Dr. Julius 
Tafel wurde zum ausserordentlichen Professor ernannt und 
demselben die analytische Chemie als Lehraufgabe über- 
tragen. Dem Privatdozenten Dr. Karl Marbe wurde Titel 
und Rang eines ausserordentlichen Professors verliehen. Dem 
Privatdozenten Dr. Paul H a u p t f 1 e i s c h der bewilligte 
Urlaub bis 1. Januar 1905 verlängert. Habilitiert hat sich 
als Privatdozent für Philosophie Dr. Christoph Scher er aus 
Schweinfurt. Durch den Tod wurde der Fakultät entrissen 
ihr dienstältestes Mitglied der ordentliche Professor der Päda- 
gogik, Didaktik und der klassischen Philologie, Geheimer 
Hofrat Dr. Lorenz Gr asberger, welcher am 22. Januar 1903 
dahier verschieden ist. Geboren am 9. August 1830 zu Hart- 
peuniug in Oberbayern wurde ihm nach Absolvierung seiner 
Studien 1855 die Assistcnteustelle am philolog. Seminar der 
Universität, sowie am Gymnasium zu Würzburg übertragen 
und er 1858 zum Studienlehrer ernannt. 1800 habilitierte 
er sich als Privatdozent. 1864 wurde ihm eine ausscrordent- 
Professur in der phil. Fakultät übertragen mit der Verpflich- 
tung zur Vertretung der Pädagogik und Didaktik. In dieser 
Stellung wurde er 1867 zum Kreisscholarch für Untertranken 
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bestellt. 1868 zum ordentlichen Professor für Pädagogik, 
Didaktik und klaasische Philologie ernannt, erhielt er 1871 
die Stelle eines II. Vorstandes des Seminars für klassische 
Philologie und 1890, bei Neuordnung der Seminarien, die 
Stelle des Vorstandes des philologischen Proseminars über- 
tragen. Uber ein Menschenalter wirkte er an unserer Uni- 
versität als hochangesehener Lehrer und Forscher. Nach 
vollendetem 70. Lebensjahre trat er mit Schlug* des Soinmer- 
semesters 1901 von seiner ordentlichen Tätigkeit zurück. Wir 
verloren mit ihm einen vortrefflichen Lehrer, einen hochge- 
schätzten Kollegen, dem die Alma Julia stets eine dankbare 
Erinnerung bewahren wird. 

II. Auszeich nungen. Der Senior der medizinischen 
Fakultät, Geheimer Rat, Exzellenz Dr. Albert von Koelliker 
wurde durch VerleihuLg des Verdienstordens vom heiligen 
Michael I. Klasse ausgezeichnet, auch erhielt derselbe von 
der Linne'an Society in London die goldene Verdienstmedaille 
für hervorragende Leistungen auf wissenschaftlichem Gebiete 
verliehen. Dem ordentl. Professor Dr. Adam Kunkel wurde 
der Verdienstorden des heil. Michael IV. Klasse verliehen. 
Der ordentl. Professor Geheimrat Dr. Wilhelm Olivier von 
Leube wurde zum Mitglied des deutschen Gesundheitsamtes 
und Ehrenmitglied des internationalen Zentralbureaus zur Be- 
kämpfung der Tuberkulose, ferner zum Komtur des Ehren- 
kreuzes II. Klasse des Fürstlich Lippischen Hausordens er- 
nannt. Der ausserordentl. Professor Dr. Julius Tafel erhielt 
seitens der physikalisch-medizinischen Societät zu Erlangen die 
Ernennung zum korrespondierenden Mitgliede. 

III. Was den Beamtenkörper unserer Universität be- 
trifft, so wurde dem Universitäts-Svndikus und Senatssekretär 
Heinrich Bau mann der Titel eines Königlichen Univcrsitäts- 
rates verliehen und der bisherige Aktuar und funktionierende 
Quästor Erhard Müller zum Quästor betordert, während wir 
zwei treue und pflichteifrige Beamte durch den Tod verloren 
haben: den Verwalter an der k. Uuiv.-Frauenkliiiik Franz 
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Konrad Franz, der am 15. Dezember 1902 dahier, und den 
Sekretär an der k. Universitätsbibliothek Michael Fell, der 
am 17. März 1903 zu Redwitz verstorben ist. 

IV. Was die Frequenz anlangt, so wurde unsere Uni- 
versität im Sommer- Semester 1902 von 1198, im Winter- 
Semester 1902/03 von 1306 rite immatrikulierten Studierenden 
besucht, wozu sieh im ersteren Semester noch 37, im letzteren 
84 Hörer und Hörerinnen gesellten. 

Promotionen fanden statt in diesen zwei Semestern: 
bei der theologischen Fakultät 1 
rechts- u. Staats w. „ 22 
„ „ medizinischen ., 07 

„ „ philosophischen 44. 

V. Der Professoreureliktenkasse wurde von der 
rechts- und staatswisseitschaftlichen Fakultät der Betrag von 
200 M. aus der Fakultätskasse zugewendet. Den Gebern sei 
hiermit Dank ausgesprochen. 

VI. Im Anschluss hieran gereicht es mir zur Freude von 
einer Reihe von Geschenken berichten zu können, welche 
unserer Universität zugewendet wurden. So hat 1. das kunst- 
geschichtliche Museum (M. von Wagner-Stiftung) eine grosse 
Anzahl, zum Teil sehr bedeutender, Geschenke dankbar zu 
verzeichnen, von denen allerdings einzelne schon im vorigen 
Jahresberichte eine Stelle hätten finden können, zweckmässiger- 
weise aber erst hier zusaramengefasst werden. Die grosse 
Zahl der Förderungen zwingt dabei ohnehin zu summarischer 
Aufführung und Beschränkung auf das W ichtigste, ohne der 
Herzlichkeit des Dankes für die nicht erwähnten (»eher Kin- 
trag zu tun. Die Bibliothek des Museums hat Bereicherungen 
namentlich dem kgl. preussischen Unterrichtsministerium, dem 
kais. Deutschen archäologischen Institut und Herrn Kunst- 
maler F. Leinecker in München zu verdanken. Von diesem 
unermüdlichen Förderer unserer Sammlung ist denn auch 
wieder eine grössere Anzahl von Kunstblättern verschiedenster 
Art, Kupferstichen, Radierungen und dergleichen übersandt 
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worden. Von den plastischen Werken muss eine Büste des 
verstorbenen Konservators der Sammlung, Prof. Sittl, ge- 
schenkt von seinem Vater, hervorgehoben werden und die 
Büste des verstorbenen Prot", unserer Hochschule, Adolf Fick, 
geschenkt von seinen Kindern. Die Sammlung der antiken 
< h'iginalc ist besonders durch eine grosse Anzahl ägyptischer 
Altertümer, namentlich der ältesten Zeit, bereichert worden, 
die wir durch Vermittelung des Herrn Dr. F. W. von Bissing 
in München vom Kgypt Research account und Kgypt Explo- 
ration Fund erhielten. Ergänzungen zu dieser Sammlung 
schenkte dann noch Herr von Bis sing seihst und fügte als 
sehr erwünschte Bereicherung der Vasensammlung einen klazo- 
menischen bemalten Tonsarkophag hinzu. Der General Ver- 
waltung der kgl. Museen in Berlin verdanken wir eine grössere 
Sammlung trojanischer Gefasse und Altertümer. Einen antiken 
Marinortorso schenkte S. Exzellenz der k. bayerische Gesandte 
in Berlin, Herr Graf H. von Lerchenfeld-Köfering. Für 
sonstige Gaben sind wir Herrn Dr. Bieling hier, Herrn Prof. 
Lösch ke in Bonn, Herrn W eifert in Belgrad und andern 
verpflichtet. 

Wohl in keinem Jahre ihres Bestehens ist ferner: 2. die 
königl. Universitätsbibliothek so reich mit Geschenken bedacht 
worden, wie im verflossenen. Die Verhandlungen mit der 
physikalisch-medizinischen Gesellschaft, welche lange geruht 
hatten, haben zu dem erfreulichen Ergebnis geführt, dass die 
Gesellschaft ihre ganze Bibliothek an die k. Univ.-Bibliothek 
zur bleibenden Aufbewahrung und Verwaltung Überlassen und 
damit auch weiteren Kreisen eine reiche Quelle des Wissens 
erschlossen hat. Diese ausgezeichnete Sammlung, zumeist von 
Schriften naturwissenschaftlicher und medizinischer Vereine, 
welche sich eines starken Wachstunis erfreut, ist nunmehr in 
der Univ.-Bibliothek aufgestellt. Mit nicht geringer Befriedi- 
gung und gebührendem Danke begrüssen wir auch ein Ver- 
mächtnis eines ebeuialiüen üfefeierten Lehrers der Alma Julia, 
des Gch.-Kats Gerhardt in Berlin. Kurz vor seinem Tode 
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hatte er cl ei i Wunsch ausgesprochen, (hiss von seiner Bibliothek 
derjenige Teil, welchen die beiden Medizin studierenden Söhne 
nicht übernehmen, der Bibliothek der Würzburger Universität, 
„welcher er eigentlich seine Stellung im Leben zu verdanken 
habe 1 *, zur Verfugung gestellt werde Die Hinterbliebenen 
gestatteten in entgegenkommendster Weise eine Auswald zahl- 
reicher bedeutenderer Werke aus dem (Gebiete der neuesten 
pathologischen und therapeutischen Literatur. Eine höchst 
wertvolle Ergänzung zu diesem Legat bildet das grossartige 
Büchergeschenk des Bezirksarzts Dr. Agatz in Augsburg. 
Selten werden sich so viele und so gute Rücher in der Biblio- 
thek eines Arztes vereinigt finden. Neben seiner ausgebreiteten 
Praxis erübrigte sich der treffliche Mann noch so viel Zeit, 
um dem (lange der literarischen Produktion auf verschiedenen 
CJebieten zu folgen. Kr kaufte nicht, um Bücher zu haben 
oder um diese und jene literarische Seltenheit sein eigen 
nennen zu können; mit kritischem Blick und vollem Verständ- 
nis wählte er aus, denn er wollte sich nur von «j-ehaltvollen 
Rüchern umgeben sehen; und um den Wert seiner Sammlung 
zu erhöhen, scheute er kein Opfer. In pietätsvoller Erinne- 
rung an die Hochschule, der er seine Ausbildung verdankte, 
bestimmte er, dass die Universität Würzburg nach seinem 
Tode seine Bücher erhalten solle. Seit Herbst v. ,1. sind wir 
im Besitze dieses Schatzes, der den Namen seines Stifters in 
bleibender dankbarer Erinnerung erhalten wird. 

3. Derselbe edle ( Jeher hat auch sein gesamtes Instru- 
mentarium, darunter höchst wertvolle Mikroskope unserer 
Universität hinterlassen. Dasselbe wurde den einzelnen Insti- 
tuten zugewiesen und mit grossem Danke »'litgegengenonnnen. 

4. Von den Bildhauern (rebrüder Feile in Würzburg 
wurde der Universität eine I Vträtbiiste des verstorbenen (Je- 
heinirates Dr. .7. von Sachs zum Oeseheuk gemacht. Die 
Büste wird im Hörsaale des botanischen Instituts zur Auf- 
stellung «Hangen. 
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VII. Die bauliche Tätigkeit anlangend, so wurde 
der nach zweieinhalbjähriger Bauführung vollendete Neubau 
des mineralogisch -geologischen Institut« seit 1. April d. -1. 
dein Institutsvorstande zur Verfügung gestellt. Die früher 
vom mineralogischen Institut benutzten Räume im alten Uni- 
versitätsgebäude sollen für Zwecke der Universitätsbibliothek 
und des kuustgeschiehtliehen Museums in stand gesetzt werden. 
Im physikalischen Institute wurde der Hörsaal vergrössert und 
im vergangenen Wintersemester in Betrieb genommen; das 
physiologische Institut wurde mit elektrischer Beleuchtung 
versehen, und in dem der Universität gehörigen Anwesen Nr. 22 
im Zwinger wurden Räume für das romanische und englische 
Seminar nutzbar gemacht. 

Erwähnt soll hier noch werden, dass es dem k. Univ.- 
Vei waltungs-Aussehuss gelang, das Buehersche Anwesen Nr. 13 
in der Domerschulstrasse zu erwerben. Mit M.-E. vom 3. April 
c. wurde dieser Ankauf genehmigt. 

VIII. Seit einer langen Reihe von Jahren hat der Rechts- 
anwalt k. .Instizrat Eduard Medicus dahier unserer Univer- 
sität seinen l\echtsbeistand geliehen und ihr viele wertvolle 
Dienste geleistet; als Zeichen der dankbaren Anerkennung 
wurde ihm die goldene Jubiläumsmedaille unserer Universität 
durch den k. Univ.-Verwaltungs-Ausschuss im Einverständ- 
nisse mit dem Senat überreicht. 

IX. Aus der Franz von \l i necke r 'sehen Preis- 
stiftung wurde der in einer silbernen .Medaille und KHK) M. 
bestehende Preis durch die medizinische Fakultät dem Dr. 
C. 11. Schleich in Berlin zuerkannt. Derselbe hat ein neues 
Verfahren angegeben, durch örtliches Betäuben mit indiffe- 
renten Flüssigkeiten Operationen schmerzlos auszuführen. 
Dieses Verfahren -die Intiltrations-Anästliesie" hat sich glänzend 
bewährt: es kann in sehr vielen Fällen an Stelle der An- 
ästhesie durch Chloroform oder Äther angewendet werden. 
Bedenkt man die unvermeidlichen (Jefahren, die mit der An- 
wendung des Chloroforms oder Äthers verbunden sind, so 
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muss es als ein grosser Fortsehritt anerkannt werden, dass 
wir nun in der Infiltrations-Anästhesie ein Verfahren besitzen, 
welches gänzlich gefahrlos für den Kranken ein schmerzloses 
Operieren in sehr vielen Fällen gestattet, in denen man bisher 
zum Chloroform oder Äther greifen musste 

X. Nun habe ich noch über die eingelaufenen P reis- 
aufgaben zu berichten. 

Die theologische Fakultät hatte als Thema gestellt : 
„Die Sittenlehre des Duns Seotus in ihren Gruudzügcn." 

Das Thema hat eine Bearbeitung gefunden mit dem 
Motto: Misericordia et veritas obviaverunt sibi; iustitia et 
pax osculatac sunt. 

Das Urteil der Fakultät lautet: Der Verfasser hat mit 
grossem Fleisse und nicht ohne Talent und Geschick das zer- 
streute Material zu einer im allgemeinen richtigen Darstellung 
der Sittenlehre des Duns Scotus verwertet. Minder glücklich 
ist er in der kritischen Beurteilung der gefundenen Resultate. 
Daneben weist die Arbeit unverkennbare Mängel formeller 
Natur auf. Deswegen kann die Fakultät dem Verfasser zwar 
nicht den Preis zu erkennen, spricht ihm aber gerne mit 
Rücksicht auf die Schwierigkeit der Arbeit ein öffentliches 
Lob aus. 

Verfasser ist: .loseph Klein aus Würzburg, Alumnus 
des bi schön 1 . Klerikalseminurs. 

Die rechts- und staatswissenschaftlichc Fakultät 
hatte als Preisaufgabe für das Studienjahr 1902 03 als Thema 

„Die Sachlegitimation" 
gestellt. Dieses Thema hat zwei Bearbeitungen gefunden. 
Beide sind rechtzeitig eingelaufen. 

Die Abhandlungen wurden von der Fakultät folgender- 
massen beurteilt: 

Der Verfasser der Arbeit mit dein Motto ^Veritati" hat 
zwar das Wesen der Sachlt*gitimation klar erkannt und den 
Begriff mit anerkennenswertem Scharfsinn entwickelt. Allein 
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die Brauchbarkeit des gewonnenen Ergebnisses hat der Ver- 
fasser nicht hinreichend nachzuweisen vermocht. 

Die zweite Arbeit mit dem Motto „In inagnis et voluisse 
sat est" hat den streitigen Betritt' nielit nur klar entwickelt, 
sondern auch in seiner praktischen Verwertbarkeit erwiesen. 
Sie wird allen Anforderungen gerecht, die man bei der grossen 
Schwierigkeit des Themas billigerweise stellen darf. 

Aus diesen Erwägungen hat * l i «» Fakultät beschlossen: 
dem Verfasser der ersten Arbeit eine öffentliche Anerkennung 
auszusprechen, dem Verfasser der zweiten Arbeit aber den 
Preis zu erteilen. 

Preisträger ist: Pechtspraktikant Karl Kosenthai aus 
Nürnberg. 

Die öffentliche Anerkennung erhält: cand. jur. Eduard 
Fori er aus Dahn. 

Die von der medizinischen Fakultät flir das Jahr 
1902 gestellte Preisfrage lautete: „Das Wesen der febrilen 
Albuminurie soll im allgemeinen erörtert und durch eigene 
Untersuchungen geprüft werden". Ks sind zwei Arbeiten ein- 
gelaufen. 

Der Verfasser der ersten Arbeit mit dem Motto „Alles 
ist nur Übergang" hat die Aufgabe vom experimentellen 
Standpunkt aus zu lösen versucht. Die eigenen klinischen 
Untersuchungen sind zu wenig systematisch und genau aus- 
geführt, wie dies Verfasser übrigens selbst einsieht, und wenn 
er betont, dass in der Frage auf klinischem Wege überhaupt 
nicht viel zu erreichen sei. so kann diese Ansieht nicht ge- 
billigt werden, weil die klinischen Beobachtungen unter allen 
Umständen die Grundlage der Frage bilden. Hiervon abge- 
sehen hat aber der Verfasser in »lein Kähmen der Bearbei- 
tung des Themas, den er sieh gesteckt hat. eine sehr gute 
erschöpfende Abhandlung geliefert. Namentlich i*t hervor- 
zuheben, dass die kritischen PeHexionen gründlieh durchdacht 
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sind und seine experimentellen Untersuchungen von einein 
umfassenden im einzelnen gut disponierten Plane ausgehen 
und in allen Konsequenzen mit grossem Verständnis durch- 
geführt sind. Nehmen wir dazu, dass Verfasser auf Grund 
seiner Untersuchungen ganz neue Gesichtspunkte und eine 
Reihe bis dahin nicht bekannter Tatsachen gefunden hat, so 
steht die Fakultät nicht an, die eingereichte Arbeit als eine 
hervorragend gute zu bezeichnen und ihr den Preis zuzuer- 
kennen. 

Der Name des Verfassers ist: cand. med. Benno Hal- 
lauer aus Danzig. 

Die. zweite eingelaufene Arbeit mit dem Motto „Durch" 
trägt fast ausschliesslich dem klinischen Standpunkt Rechnung. 
Den eigenen Untersuchungen am Krankenbett und im Labora- 
torium hat Verfasser einen längeren Exkurs über den gegen- 
wärtigen Stand der Frage unter ausgiebiger Benützung der 
einschlägigen Literatur vorausgeschickt. Bei den eigenen 
klinischen Untersuchungen wurde speziell auf die Ausschei- 
dung der verschiedenen Eiweissmodifikationen, dem Nukleo- 
albumin, Globulin und Serumalbumin in dein Harn fiebern- 
der Kranken Rücksicht genommen und ist durch seine Be- 
funde ein weiterer Beweis erbracht, dass eine Nierenschädi- 
guug durch Bakterien bezw*. deren Toxine die wichtigste Ur- 
sache der febrilen Albuminurie ist. Der Fleiss, der auf diese 
l ntersuchungen und auf die Zusammenstellung der Literatur 
verwandt ist. soll rühmend hervorgehoben werden, dagegen 
ist das Ganze nicht systematisch genug durchgearbeitet, als 
dass der Arbeit der Preis zuerkannt werden könnte. Doch 
hat die Fakultät beschlossen, dem Verfasser eine öffentliche 
Belobung zu erteilen. 

Der Name des Verfassers ist: cand. med. Johannes 
Thode aus Altona. 

Die Preisaufgaben der philosophischen Fakultät pro 
1902.03 haben leider eine Bearbeitung nicht gefunden. — 
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Für das Jahr 1903/04 werden als Freisaufgaben gestellt: 

1. von der theo logischen Fakultät: 

r I)er naturalistische Monismus in seiner neuesten Ge- 
stalt soll dargestellt und auf seine wissenschaftliche 
Haltbarkeit geprüft werden." 

2. Von der rechts- und staatswissenschaftlichen 
Fakultät : 

„Die rechtliche Natur der Wandelung. u 

3. Von der medizinischen Fakultät: 

»Es sollen vergleichende Untersuchungen angestellt 
werden über die molekulare Konzentration des mütter- 
lichen und kindlichen Blutes und des Fruchtwassers 
mit Hilfe der Gefrierpunktsbestimnmng wonniglich in 
verschiedenen Sehwangerschaftszeiten.- 

4. von der philosophischen Fakultät und zwar: 

a) von der philosophisch-historischen Sektion: 
.Die Begründung des Realismus bei Bradlev. 

b) von der naturwissenschaftlich-mathematischen Sektion: 

„Bau und Konstruktion perzipierender Organe an 
den Ranken der Pflanzen." 

Die Frist zur Eiurcichung der Konkurrenzarbeiten bei 
den Dekanaten der betreffenden Fakultäten läuft mit dem 
20. Februar 1904 ab. Zur Freisbewerbung sind nur solche 
Kandidaten zugelassen, welche während der Bewerbungsfrist 
wenigstens ein Semester an hiesiger Universität als Studierende 
immatrikuliert waren. 
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Mit dem Stiftungsfeste des Studienjahres 190:? ,'03 ver- 
binden sich zwei besondere Säkularerinnerungen. 

I. Vor fünfhundert Jahren erfolgte in Würzburg die 
erstmalige Uni vcrsitätsgr Undung durch den Fürst- 
bischof Johann v. Egloffstein; die Genehniigungsur- 
kunde des Papstes Bonifaz IX. wurde am 10. Dezember 1402 
vollzogen. 

Wenn diese Stiftung auch in kürzester Zeit wieder ein- 
ging, so ist doch in Würzburg die Erinnerung an die Uni- 
versität nicht mehr erloschen ; und als der Fürstbischof Julius 
Echter v. Mespelbrunn im Jahre 1582 die Alma Julia 
ins Leben rief, erblickte man in diesem Werke mehr eine 
Wiederherstellung als eine Neugründung. 

Wenn wir also am Stiftuugstage dankerfüllt vor allem 
des unsterblichen Julius gedenken, so wollen wir doch gerade 
in diesem Jahre auch des Vorgängers nicht vergessen, welcher 
den Gedanken der Universitätsgründung in Würzburg erst- 
malig zur Tat umsetzte. 

II. Die andere Erinnerung ist politischer Art und hat 
/.um Inhalt die erste Vereinigung Würzburgs mit der Krone 
Bayern sowie die Reorganisation unserer Universität durch 
den Kurfürsten späteren König Maximilian I. 

Die Säkularisation von 1802 03 führte zur Einverleibung 
Würzburgs in die bayerischen Lande. 

Die Universität Würzburg begrüsste dieses Ereignis durch 
eine Adresse an den Kurfürsten vom ü. Dezember 1802, in 
welcher e» hiess: „Bcy der so lange bevorgestandenen Re- 
gierungs Veränderung unseres Vaterlandes konnte unserer Julius- 
Universität kein beruhigenderes Ereignis begegnen, als 
dass ihr das Glück zu Theil wurde, Euere Churtiirstliche 
Durchlaucht als ihren gnädigsten Landesherru unterthänigst 
verehren zu dürfen. - 
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Der neue Landesherr antwortete am 16. Dezember 1802: 
»Wir versichern mit Vergnügen, dass diese hohe Schule nicht 
nur in ihrer bisherigen Wesenheit erhalten, sondern auch 
mittelst Einrichtungen, die dermalen schon Unsere Vorsorge 
beschäftigen, zu einem Grad von Flor gebracht werden 
soll, der sie mit jeder Lehranstalt ähnlicher Art 
zu rivalisiren in den Stand setzt." 

Die Übernahme der Universität Wlirzburg durch Bayern 
war selbst eine Art Säkularisation, eine durchgreifende Re- 
organisation im Sinne geistiger Freiheit. Die Universität 
verlor ihren spezifisch kirchlichen und auch lokalen Charakter; 
sie wurde eine allgemeine staatliche Bildungsanstalt, eine 
Pflegestätte freier Forschung und Lehre. Durch die Orgaui- 
sationsakte vom 11. November 1803 wurde die protestantische 
Theologie zugelassen und mit der katholischen Theologie zu 
einer einheitliehen allerdings in zwei Unterabteilungen ge- 
gliederten „Sektion der für die Bildung des religiösen Volks- 
lehrers erforderliehen Kenntnisse u vereinigt. Ferner wurde 
eine staatswirtschaftliche Sektion, die moderne Rektorats- und 
Senatsverfassung sowie das Privatdozententum geschaffen. Hier/u 
bemerkt der Geschichtsschreiber unstirer Universität von 
Wegele : -Dass unter diesen Umständen die engherzige terri- 
toriale und konfessionelle Ausschliesslichkeit, wie sie bei An- 
stellungen und Berufungen teilweise ausschliesslich geherrscht 
hatte, zu Boden fiel, war eine einfache Folge der bei der 
neuen Organisation vorangestellten Grundsätze und Tendenzen." 

Man kann zugeben, dass Montgelas in seineu frei- 
sinnigen Reformbestrebungen teilweise zu weit ging. Insbe- 
sondere hat sich die Rückkehr zur früheren Fakultätsverfassimg 
und zur alten theologischen Studienordnung alsbald als not- 
wendig erwiesen. 

Aber dankbar erinnern wir uns heute daran, dass die 
bayerische Reorganisation vor 100 Jahren uns die für die 
wissenschaftliche Forschung und Lehre unentbehrliche Frei- 
heit brachte. 
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Leider war die Zugehörigkeit Würzburgs zu Bayern zu- 
nächst nur von kurzer Dauer; und die Würzburger Professoren, 
welche in der dumpfen Atmosphäre der Grossh. toskanischen 
Organisationsakte von 1809 zu wirken hatten, haben sich oft 
nach der freien Luft zurückgesehnt, welche kurz vorher von 
den bayerischen Bergen nach Franken herüberwehte. 

Das zeigte sich, als 1814 Würzburg an Bayern zurückfiel . 

Die Universität richtete am 28. Juni 1814 an den König 
Maximilian I. wiederum eine Huldigungsadres.se, welche mit 
den Worten begann , die schon in der Adresse von 1802 so 
charakteristisch hervortreten: 

„Nach der hinsichtlich des bisherigen Grossherzog- 
thums Würzburg ertolgten — Regierungsveränderung konnte 
der dahiesigen Universität und den hierländischen Studien- 
sowie den allgemeinen Bildungsanstalten kein beruhigenderes 
Ereignis begegnen, als dass ihr das Glück zu Theil wurde, 
Kuere Königl. Majestät abermals als ihren allergnädigsten 
Landesherrn und allerhuldreichsten Beschützer verehren zu 
dürfen." 

Wir freuen uns gleich unseren Vorgängern der frischen 
Luft, wenn auch mitunter ein Windstoss den Hut vom Kopfe 
jagt. Eichen gedeihen nicht in der Treibhausluft, sondern 
in der Freiheit. Einen kräftigen Eichwald für das Vaterland 
heranzubilden, ist das Ideal akademischer Arbeit. 

Die landesherrliche Zusicherung vom 16. Dezember 1802 
ist durch die bayerischen Fürsten glänzend erfüllt worden. 

Dankbar erinnern wir uns heute des mächtigen Schutzes, 
der Huld und Gnade der bayerischen Landesherrn , welche 
der Kgl. Bayerischen Universität Würzburg in ihrer beruf- 
lichen Tätigkeit fortlaufend zu teil wurde. Das ganze 
bayerische Königshaus übt in der Pflege von Kunst und 
Wissenschaft ein traditionelles Vorrecht, allen voran der er- 
habene Herrscher, in welchem sich die Weisheit des Alters 
mit der erquickenden Frische eines jugendlichen Herzens ver- 
einigt. 
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Es ist uns eiu Bedürfnis bei unserer Stiftungsfeier für 
den landesherrlichen Schutz und die tatkräftige Förderung der 
Wissenschaft an den Stufen des Thrones unseren ehrfurchts- 
vollen Dank niederzulegen und deu Gefühlen untertänigster 
Verehrung und unwandelbarer Treue einen einmütigen Aus- 
druck zu verleihen. 

Stimmen Sie deshalb mit mir ein in den Huf: 

Der mächtige Schutzherr unserer Universität, Seine Künigl. 
Hoheit Prinzregent Luitpold von Bayern und das gesamte König- 
liche Haus: sie leben hoch, hoch, hoch! 
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